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Hier kénnt ihr ein Pass-

foto eures Freundes oder
eurer Freundin einkleben
und seine oder ihre Daten

notieren.
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Wer erklart die

Kinderrechtskonvention?

Hier kénnt ihr
ein Passfoto von

euch einkleben!

Nora, Jan, Nicole, Hassan und

< (tragt euren Namen ein!>)
wollen wissen, welche Rechte nicht nur sie, sondern
alle Kinder auf der Erde haben. Allerdings ist es fur
sie zu schwierig Gesetzes- oder andere Rechts-
texte zu lesen, in denen darlber vielleicht etwas
steht.

Was konnen sie machen?

Dieses Heft hier lesen! Denn hier steht drin, welche
Rechte die Kinder der Erde haben. Fast alle Staaten
der Erde haben namlich einen Vertrag uber die Kin-
derrechte geschlossen. Das war am 20. November
1989. Flinfzehn Jahre alt wurde die Kinderrechts-
konvention im Jahr 2004.

Da der Vertrag zwischen mehr als zwei Staaten
abgeschlossen wurde, heiB3t er Konvention. Das be-
deutet Ubereinkunft. Die Konvention gilt nur fiir die
Kinder und gibt ihnen die wichtigsten Rechte: Diese
Rechte heiBen Grundrechte.

Der Vertrag, den die Lander abgeschlossen haben,
heiBt die Kinderrechtskonvention.

Wir schreiben Uber die Kinderrechtskonvention mit
Beispielen von Kindern und mit Bildern von Kindern.
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Wer sind wir?

Wir sind Mitarbeiter der Kindernachrichtensendung
logo!. In logo! wird Kompliziertes einfach erklart.
logo! bringt Nachrichten aus aller Welt und wird
dabei von dem Zebra Gunnar unterstutzt.

logo! ist von Montag bis Freitag um a5.50
Uhr und von Montag bis Donnerstag um
19.50 Uhr im KI.KA und am Samstag um
8.50 Uhr im ZDF zu sehen.

Vertrage und Gesetzestexte sind oft ziemlich kom-
pliziert, sodass sie kaum jemand versteht, die meis-
ten Erwachsenen auch nicht. Wir haben uns des-
halb angestrengt, alles mdglichst einfach auszu-
driicken, so wie ihr das von den logo!-Nachrichten
gewohnt seid.

Wenn ihr einen Satz oder ein Wort beim ersten Le-
sen nicht versteht, dann wartet ab. Manches kommt
spéater nochmal dran. Und: |hr kénnt das Buch kreuz
und quer lesen — also einfach mit dem anfangen,
was euch am meisten interessiert.

Wer sofort wissen will, was in der Kinderrechts-
konvention drinsteht, blattert auf Seite 25. Wenn
euch interessiert, wie es zu der Idee mit der Kinder-
rechtskonvention kam, fir wen sie gilt und wer alles
mitmacht, dann einfach hier weiterlesen.



Das Jahr 1979 war auf der ganzen Erde das Jahr
des Kindes. Deshalb hat die Regierung unseres
Nachbarlandes Polen vorgeschlagen, in diesem
Jahr in den Vereinten Nationen eine Kinderrechts-
konvention zu beschlieBen.

Die Vereinten Nationen, das ist die Organisation, in
der fast alle Staaten der Erde vertreten sind, und die
far Frieden und gegen die Armut arbeitet. Die
Vereinten Nationen heiBen auf Englisch ,United
Nations“ und werden daher mit UN abgekirzt.

Nun konnt ihr euch sicher vorstellen, dass
es gar nicht einfach ist, so eben mal schnell
neue Kinderrechte zu schreiben.

Welche Rechte sollen die Kinder haben, und
welche z.B. ihre Eltern?

In den Vereinten Nationen konnten die Vertreter der
verschiedenen Staaten zunachst nicht klaren, wel-
che Rechte die Eltern gegenliber den Kindern be-
halten sollten.

Einig war man sich nur dariber, dass die Kinder
spezielle Grundrechte erhalten sollen, damit sie in
Zukunft von den Erwachsenen ernster genommen
werden mussen. Wie aber die Grundrechte aus-
sehen sollten, daruber wurde lange gestritten.

Einige Staaten verlangten mehr Kinderrechte. Viele
arme Staaten waren dagegen, weil manche Kinder-
rechte ganz schdn teuer sind (z.B. Schulen fur alle)
und die armen Lénder kein Geld dafiir haben.
Insgesamt dauerten die Verhandlungen in den Ver-
einten Nationen 10 Jahre lang!

So lange dauert es oft, bis sich die vielen verschie-
denen Staaten auf einen Vertrag geeinigt haben.
Allerdings haben sich die Diplomaten — also die Ver-
treter der Staaten — auch nur einmal im Jahr getrof-
fen. 1989 dann endlich war der Vertrag fertig.
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Wann gilt die

Kinderrechtskonvention

Damit die Kinderrechtskonvention in einem Staat
wirklich gilt, muss noch in diesem Staat zugestimmt
werden. In Deutschland zum Beispiel musste das
Parlament, der Bundestag, zustimmen.

Der Deutsche Bundestag hat zugestimmt, so-
dass die Kinderrechtskonvention seit dem
5. April 1992 in Deutschland gilt.

Inzwischen haben 192 Staaten der Kinderrechts-
konvention zugestimmt. Das sind alle Staaten der
Erde, bis auf Somalia und die USA.

Somalia ist so zerstort von langen Kriegen, dass
niemand da war, der der Kinderrechtskonvention
zustimmen konnte.

In den USA hat das Parlament nicht zuge-
stimmt. Viele amerikanische Politiker fanden,
dass die Kinder zu viele Rechte bekommen
und die Eltern zu wenige.

Aber auch ohne die USA und ohne Somalia:

Die Kinderrechtskonvention gilt fir fast 2 Milliarden
Menschen! So viele Kinder leben namlich in den
191 Staaten.

Wenn ein Staat der Kinderrechtskonvention zuge-
stimmt hat, missen oft noch die Regelungen und
Gesetze dieses Staates zugunsten der Kinder geén-
dert werden. Dazu sind die Staaten verpflichtet,
sobald sie zugestimmt haben.

in einem Staat?

Manchmal ist auch das, was in der Kinderrechts-
konvention steht, zu ungenau. Deshalb braucht es
noch Regelungen der Staaten. So steht in der Kin-
derrechtskonvention, dass armen Kindern geholfen
werden soll, damit sie genug zum Anziehen und
zum Essen haben. Wie aber genau diese Hilfe aus-
sieht, das steht nicht in der Kinderrechtskonvention.
Also muss es jeder Staat selbst Gberlegen und
genau festlegen.




In der Kinderrechtskonvention steht nun leider nicht,
dass es ein besonderes Amt gibt, bei dem Kinder ihr
Recht verlangen kénnen. Die Kinder missen versu-
chen sich in ihrem eigenen Staat zu beschweren.
Tipps, wie ihr dabei vorgehen kénntet, findet ihr hin-
ten im Kapitel I, ab Seite 69.

Wichtig ist es, dass die Kinder unterstltzt werden,
beispielsweise von Organisationen. In vielen Lan-
dern gibt es Koalitionen, also Blndnisse, die darauf
achten, dass die Kinderrechtskonvention in ihrem
Staat tatsachlich eingehalten wird.

In Deutschland beteiligen sich 90 Organisationen an
der National Coalition fir die Umsetzung der UN-
Kinderrechtskonvention (Adresse auf Seite 75): Zum
Beispiel das Deutsche Kinderhilfswerk, der Verein
»Kind und Umwelt“ und die Deutsche Sportjugend.
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Fir wen gilt die

Kinderrechtskonvention?

Die Kinderrechtskonvention beginnt mit einer Pra-
ambel. So heiB3t die Einleitung. Dann folgen die Re-
gelungen: die Artikel, abgekdrzt Art.

Art.1 legt fest, wie alt ein Mensch sein muss, damit
er ein Kind ist und von der Kinderrechtskonvention
geschutzt wird. Es heiBt dort: Jeder Staat legt fest,
bis zu welchem Alter seine Menschen Kinder sind.
Normalerweise zahlen nach Art.1 alle als Kinder, die
junger als 18 sind.

In den deutschen Gesetzen zum Beispiel
heif3t es, dass Menschen mit 18 Jahren voll-
jahrig werden. Also sind in Deutschland Kin-
der diejenigen, die unter 18 Jahre alt sind.
Anders ist es in dem asiatischen Land Ne-
pal. Dort ist ein Mensch mit 15 Jahren schon
nicht mehr Kind und wird deshalb auch
nicht mehr von der Kinderrechtskonvention
geschiitzt.

Das ist zwar ungerecht, aber viele &rmere Staaten
héatten eine andere Regelung nicht unterschrieben.
Sie sagen: Wir kdnnen es uns nicht leisten, alle
Menschen bis zum Alter von 18 Jahren so zu schut-
zen, wie es in der Konvention steht.




Alle Staaten missen immer wieder einen Bericht
dariber abliefern, was bei ihnen fir die Kinder-
rechtskonvention getan wurde.

Der Bericht muss dem Kinderrechtsausschuss der
Vereinten Nationen vorgelegt werden. In ihm sitzen
18 gewahlte Personen, die Uberprifen, ob die Kin-
derrechtskonvention in den Staaten, die die Kinder-
rechtskonvention abgeschlossen haben, auch wirk-
lich eingehalten wird (Art.43).

Diese 18 Expertinnen und Experten kbnnen auch
Verbesserungsvorschldge machen (Art. 45).

Schaut mal im Atlas nach aus welchen Landern die
18 zur Zeit kommen.

Agypten (im Norden Afrikas), Algerien (im
Nordwesten Afrikas), Argentinien ( im Siiden
Amerikas), Brasilien (im Siiden Amerikas),
Burkina Faso (im Westen Afrikas), Deutsch-
land (das miisstet ihr sofort finden), Italien
(im Siiden Europas), Jamaica (eine Insel
zwischen Nord- und Siidamerika), Kenia (im
Westen Afrikas), Korea (eine Halbinsel im
Osten Asiens), Niederlande (an der Siidseite
der Nordsee), Norwegen (im Norden
Europas), Paraguay (in der Mitte Siid-
amerikas), Qatar (im Osten der Arabischen
Halbinsel), Saudi-Arabien (der Name sagt,
wo es liegt), Serbien und Montenegro ( im
Siidosten Europas), Thailand (im Siiden
Asiens), Tunesien (im Norden Afrikas).

Seit 2003 sitzt ein Deutscher in dem Kinderrechts-
ausschuss. Auf der nachsten Seite konnt ihr sehen,
wer es ist.
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3 Experten ..

Kinderrechtsausschuss

Lothar Krappmann aus Deutschland

Er wurde 2003 in die Kommission gewahlt. Er ist
Professor und hat Untersuchungen uber Kinder-
spiele, Kinderstreit, Kinderfreundschaften und uber
das Lernen in der Schule gemacht.

»Ich frage immer besonders genau nach, ob alle
Kinder in die Schule gehen oder ob sie schon als
Kinder Geld verdienen missen. Mich interessiert
auch, ob auch alle Madchen zur Schule gehen.

Wir verlangen von den Regierungen auch, dass
Kinder in der Schule nicht geschlagen und nicht
schlecht behandelt werden drfen.”

Joyce Aluoch aus Kenia

Sie wurde 2003 in die Kommission gewahlt. Sie ist
Richterin in Familien- und Jugendangelegenheiten
am hoéchsten Gericht Kenias. Sie ist Vorsitzende
des afrikanischen Ausschusses flir die Rechte der
Kinder.

,Das Komitee ist immer sehr erfreut zu beobachten,
dass Kinder die Regierungsdelegationen zu den
Kinderrrechtsdiskussionen begleiten. Damit wird
unterstrichen, dass dies zu den Rechten der Kinder
weltweit gehért, und wir mdchten das sichern und
schutzen.”

Rosa Maria Ortiz aus Paraguay

Sie wurde 2003 in die Kommission gewahlt. Sie
arbeitet in mehreren Organisationen mit, die sich fur
die Rechte der Kinder in Lateinamerika einsetzen.

siIm Komitee versuchen wir, dass die Regierungen
ihre Verantwortung erfillen, die Lebensbedingungen
von Jungen, Madchen und Heranwachsenden zu
verbessern.

Mein Anliegen ist, dass die Regierungsprogramme
Familien unterstiitzen, damit im Rahmen des Mdg-
lichen, die Jungen und Madchen auf der ganzen
Welt mit der Liebe ihrer Eltern aufwachsen.”



Die deutsche Regierung hat 1994 ihren ersten Be-
richt dem Kinderrechtsausschuss vorgelegt und wird
das alle funf Jahre wieder tun (Art.44).

Im Jahr 1999 war die deutsche Regierung mit einem
Bericht wieder dran: Sie musste einen neuen Be-
richt vorlegen. Dieser Bericht wurde 2001 vorgelegt
und im Januar 2004 mit den Mitgliedern des Kinder-
rechtsausschusses in Genf (Schweiz) besprochen.
Der Ausschuss hat erneut darauf hingewiesen, dass
in Deutschland schon viel fur die Kinderrechtskon-
vention getan wurde, dass aber auch einiges noch
verbessert werden muss. Der Ausschuss fand zum
Beispiel, dass in Deutschland die Meinung von Kin-
dern oft nicht beachtet wird und dass wir Kindern,
die von anderswo nach Deutschland geflohen sind,
teilweise nicht ausreichend helfen. AuBerdem sollte
sich die deutsche Regierung Uberlegen, ob es eine
Stelle fir ganz Deutschland geben sollte, die sich
speziell um die Kinder kimmert.

Die deutsche Regierung muss ihren nachsten Be-
richt im Jahr 2009 dem Kinderrechtsausschuss vor-
legen.

Hier kénnt ihr ein Pass-

foto eures Freundes oder
eurer Freundin einkleben
und seine oder ihre Daten

notieren.
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Sonja hat einen Traum — schon lange:

Sonja will zur Feuerwehr. Genauso wie viele
Jungen aus ihrem Dorf moéchte sie bei der
Jugendorganisation der Freiwilligen Feuer-
wehr mitmachen, eine Uniform tragen, bei
Ubungen mal die L&schspritze halten. Doch
der Feuerwehrhauptmann sagt: ,,Nein, das
kannst du nicht. Du bist ein M3adchen.*
Sonja ist wiitend, aber sie gibt nicht auf. Sie
geht sich beschweren. Beim Kreisbrand-
inspektor. Und sie ruft bei logo! an, damit ihr
geholfen wird zu ihrem Recht zu kommen.

Sonja hat namlich genau die gleichen Rechte wie
die Jungen aus ihrem Dorf.

Denn: Alle Kinder sind gleich.

Egal, ob sie Jungen oder Madchen sind, egal, aus
welchem Land sie stammen, welche Hautfarbe oder
Religion sie haben, welche Sprache sie sprechen.
Egal, ob sie behindert oder gesund sind, egal, was
ihre Eltern tun. Alle Kinder sind gleich,
und keines darf aus irgendwelchen

Griinden ,diskriminiert®, also benach-
teiligt werden. Das steht in Artikel 2

der Kinderrechtskonvention. Und
die gilt fur alle Kinder der Lander,
die der Konvention zugestimmt
haben.

Wenn euch also jemand be-
nachteiligt, so wie der Feuer-
wehrhauptmann Sonja, ist das
»Diskriminierung“ und verboten.
Dann koénnt ihr euch beschwe-
ren und euer Recht einfor-
dern, so wie Sonja.

Es gibt Kinder, die brauchen besonderen Schutz,
weil sie nicht so gut denken und sprechen kdnnen,
wie andere Kinder oder nicht so gut laufen, sehen
oder héren kdnnen. Diese Kinder haben eine oder
mehrere Behinderungen; sie sind zum Beispiel von
Geburt an taub oder blind oder es durch eine Krank-
heit geworden. Oder sie hatten einen schweren Ver-
kehrsunfall, sind seitdem gelahmt und mussen in
einem Rollstuhl sitzen. Man unterscheidet die Arten
der Behinderungen; es gibt geistige Behinderungen,
kdrperliche und seelische Behinderungen.

Diese Kinder haben die gleichen Rechte wie alle
anderen Kinder. Aber sie kdnnen oft nicht alleine
darauf achten, dass sie diese Rechte auch bekom-
men oder sie kdnnen sich nicht so beschweren wie
Sonja, wenn andere Menschen diese Rechte ver-
letzen.

Behinderte Kinder brauchen einen besonderen
Schutz und besondere Forderung, damit sie genau-
so leben kénnen wie andere Kinder. Alle Staaten,
die die Kinderrechtskonvention unterzeichnet haben,
wollen behinderte Kinder besonders schitzen und
férdern.

Das steht in Artikel 23.

In Deutschland werden deshalb z.B. in vie-
len Kindergdrten und in Schulen behinderte
Kinder durch besonders geschulte Erzieher-
innen, Lehrer oder andere Personen geférdert,
damit sie gemeinsam mit nicht behinderten
Kindern an den normalen Angeboten oder
am Schulunterricht teilnehmen kénnen.
Und der Staat sorgt auch da-
fiir, dass die Kinder von
zu Hause abgeholt,




zur Schule und auch wieder zuriick gebracht
werden, weil die Eltern das z.B. nicht ma-
chen konnen oder damit die Eltern dieser
Kinder auch arbeiten gehen kénnen. Fiir
einen Teil der Kinder kann es aber auch
besser sein, wenn sie eine besondere Kin-
dertageseinrichtung oder Schule besuchen
kénnnen, in der sie dann noch besser ge-
fordert werden.

Besonderen Schutz gewéhrt die Kinderrechtskon-
vention auch Kindern, die einer Minderheit ange-
héren.

Minderheiten sind Gruppen von Menschen, die z.B.
zu einem anderen Volk gehéren und eine andere
Sprache sprechen oder eine andere Religion haben
als die Mehrheit der Menschen in einem Staat.

Ein gutes Beispiel ist Juri, ein Nachkomme
der Sorben, eines slawischen Volkes.

Er spricht deutsch und hat auch die deut-
sche Staatsangehdrigkeit. Aber Juri spricht
auch die sorbische Sprache und kennt die
Geschichte seines Volkes. In einer beson-
deren Schule fiir sorbische Kinder wird ihm
all das beigebracht.

Juri hat die gleichen Rechte wie jedes andere Kind
mit deutscher Staatsangehdrigkeit. Aber: Juri hat
auch das Recht, so zu leben, wie es in seinem Volk
Ublich ist, obwohl er in Deutschland lebt. So steht es
in Artikel 30 der Kinderrechtskonvention. Das be-
deutet: Juri darf seine eigene Sprache sprechen,
eine Schule fur sorbische Kinder besuchen, beson-
dere sorbische Feste feiern, so wie es ihm von
GroBeltern und Eltern beigebracht wurde.

Ein solcher Brauch ist die Vogelhochzeit, die
jedes Jahr am =25. Januar gefeiert wird. Wenn
nach einem langen Winter sich endlich der
Frihling ankiindigt und die ersten Voégel
»Hochzeit halten*, also nisten und Eier le-
gen, dann werden all die Kinder belohnt, die
in der kalten Jahreszeit die daheim geblie-
benen Végel gefiittert haben. Sie stellen
leere Teller und Schiisseln ans Fenster und
bekommen SiifSigkeiten und Geback als
Dankeschdn. Mit einem Fest spielen die
Kinder die Vogelhochzeit nach: Es gibt eine
Braut und einen Brdutigam in sorbischer
Tracht und viele, als Vogel verkleidete Kin-
der an einer Hochzeitstafel.

Es ist gut, dass es diesen Artikel gibt, denn nicht
immer war der Schutz der Minderheiten selbstver-
standlich. Als vor 60 Jahren in Deutschland der Dik-
tator Hitler herrschte, wurde den Sorben und an-
deren Minderheiten ihre Eigenstandigkeit genom-
men.

Ganz wichtig ist es aber auch, dass alle Kinder
gleiche Chancen in der Schule und in der Aus-
bildung haben. Auch wenn sie noch nicht gut
deutsch sprechen kdnnen, weil sie gerade erst nach
Deutschland gekommen sind oder weil in ihrer
Familie wenig deutsch gesprochen wird. Damit die
Kinder im Schulunterricht mitkommen, wird bereits
in der Kindertagesstatte eine besondere Sprachfor-
derung angeboten. Spéater werden die Kinder vor
allem in den Schulen und in der Berufsausbildung
noch mehr sprachlich gefordert. Sie sollen dadurch
besser integriert werden und nicht nur wegen feh-
lender Sprachkenntnisse schlechtere Noten oder
keine Chance auf einen Ausbildungsplatz haben.
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Briefgeheimnis

Christiane findet es véllig datzend. Sie hat
ihren &lteren Bruder schon ein paar Mal er-
tappt, wie er Briefe gedffnet hat, die fiir sie
waren. lhr Bruder meinte, er miisse auf sie
aufpassen und diirfe deshalb ihre Post kon-

trollieren.

Wer einen Brief mit der Post verschickt, will sicher
sein: Nur die Person soll den Brief 6ffnen, an die ich
den Brief schicke. Wer einen Brief bekommt, will
sicher sein: AuBer mir darf keiner den Brief 6ffnen.
Christianes Bruder wirde vielleicht auch gerne so
viel Post wie Christiane bekommen. Die Kinder-
rechtskonvention verbietet ihm aber Christianes
Briefe aufzumachen. Denn: Kinder sollen Geheim-
nisse verschicken oder in Briefen lesen kdnnen.
Niemand anders hat das Recht ihre Post zu lesen
(Art.16).

In der Kinderrechtskonvention steht auBerdem, dass
Kinder nicht nur beim Briefeschreiben oder beim
Briefelesen vor anderen geschitzt werden:
Geschitzt werden sie auch, wenn sie mal ganz al-
leine bleiben wollen, z.B. in ihrem Zimmer. Kinder
sollen nicht immer gestért werden.

Es gibt aber schon Situationen, in denen Kinder von
ihren Eltern kontrolliert werden kénnen. Es kénnte ja
zum Beispiel sein, dass Christiane gerne Schlage-
reien anzettelt. Wenn sie in ihrem geschlossenen
Zimmer mit ihrer Freundin bespricht, wer als Nachs-
tes verkloppt werden soll und die Eltern haben
einen Verdacht, dann dirfen die Eltern ins Zimmer

kommen und ihre Tochter kontrollieren. Denn in der
Kinderrechtskonvention steht auch, dass es die
Aufgabe der Eltern ist ihre Kinder zu erziehen (Art.5,
Art.18). Und dazu kénnen sie die Kinder auch kon-
trollieren und auch einiges verbieten.
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Sport, Spiel, Ruhe

In der Stadt Schwerte wollen Kinder einen
Sportplatz behalten. Die Stadtverwaltung
will den Platz verkaufen, da die Stadt drin-
gend Geld braucht. Die Kinder sind auf-
gebracht, weil es fiir viele von ihnen zu
schwierig ist zu einem anderen Platz zu
kommen, der weiter weg liegt.

Gerade fur die Kinder aus Schwerte passt die Kin-
derrechtskonvention: In ihr steht, dass Kinder ein
Recht auf Spiel und auf Erholung haben. Wenn der
Sportplatz verkauft wird, haben es die Schwerter
Kinder viel schwerer ihr Recht zu bekommen.
Dieses Recht auf Spiel und Erholung ist ein Recht
der Kinder, das fir Erwachsene noch nie in eine
Konvention reingeschrieben wurde! Im Artikel 31
steht auch noch, dass Kinder ein Recht auf Ruhe
und Freizeit haben. Ein Grund zum Jubeln!

Allerdings ist das Recht auf Spiel nicht so stark,
dass die Stadt Schwerte den Sportplatz nicht mehr
verkaufen durfte. Dieses Recht sagt nur, dass
genug getan werden soll, damit die Kinder spielen
kénnen. Die Kinder kdnnen also nicht verlangen,
dass die Stadtverwaltung Schwerte etwas ganz
Bestimmtes unternimmt — also zum Beispiel den
Sportplatz fir sie behalt.

Art.31 hat trotzdem einen Vorteil fir die Kinder:
Wenn sie mit dem Blrgermeister sprechen oder ihm
Briefe schreiben, dann kénnen sie sagen: ,Herr Biir-
germeister, haben Sie einen anderen guten Platz fir
uns? Einen, wo wir ohne Probleme hinkénnen? Bitte
beachten Sie die Kinderrechtskonvention, denn da
ist festgelegt: Kinder missen genug Chancen haben
zu spielen!”
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Recht auf Leben

Jedes Kind hat das Recht zu leben. Das Land, in
dem es geboren wurde, muss dafur sorgen, dass
die Kinder in einer Welt groB werden, in der sie
Uberleben und groB werden kénnen.

So steht es in Artikel 6 der Kinderrechtskonvention.
Allerdings ist das nicht immer so einfach. Viele Kin-
der kommen in Landern zur Welt, die Krieg fuhren.
Oder in Landern, in denen die Menschen Not und
Hunger leiden. Doch auch dann missen diese Lén-
der versuchen, den Kindern genug zu essen zu ge-
ben und einen Platz zu schaffen, wo sie Uberleben
kénnen. Manchmal gelingt das nur mit Hilfe von rei-
cheren oder sichereren Landern.

Wer bin ich?

Sobald ein Kind geboren ist, erhalt es einen Namen
und eine Staatsangehdrigkeit. Damit wird festge-
stellt, wer das Kind ist und wohin es gehért. Das
Kind hat eine ,ldentitat": es ist einzigartig und kann
mit niemandem verwechselt werden.

Jedes Kind hat ein Recht auf seine ldentitat, das
Recht zu wissen, wer es ist, zu welchem Staat es
gehort und wer seine Eltern sind. So steht es in den
Artikeln 7 und 8 der Kinderrechtskonvention.




Meine Eltern und ich

,Ein Kind hat, soweit mdglich ...von seinen Eltern
betreut zu werden.” So steht es in Artikel 7 der
Kinderrechtskonvention. ,Soweit moglich“, das be-
deutet: Normalerweise sorgen die Eltern fur ihr Kind,
und zwar gemeinsam, also Mutter und Vater. Der
Staat mischt sich nicht in die Erziehung ein. Viel-
mehr achtet der Staat das Recht und die Pflicht der
Eltern, das Kind zu erziehen (Artikel 5 der Kinder-
rechtskonvention). Eltern und Kind kénnen zum Bei-
spiel alleine entscheiden, ob ein Kind in den Kinder-
garten gehen oder welche Schule es spater einmal
besuchen soll. Der Staat hat aber die Pflicht, die
Eltern bei der Erziehung ihrer Kinder zu unter-
stltzen. So will es Artikel 18. Er soll zum Beispiel
genigend Kindergartenplatze schaffen, damit die
Eltern weiterarbeiten kénnen und ihre Kinder gut
betreut werden.

Manchmal ist es aber nicht mdglich, dass ein Kind
von seinen eigenen Eltern erzogen wird. Vielleicht
lebt das Kind nur bei Mutter oder Vater, oder es
kennt keines seiner Elternteile. Manchmal kiimmern
sich Eltern auch nicht genug um ihre Kinder. Dann
darf sich der Staat einmischen und dafir sorgen,
dass man sich mehr um die Kinder kimmert und sie
richtig erzieht.




Trennung von
den Eltern

Wenn Eltern sich nicht richtig um ihr Kind kimmern
oder ihr Kind quélen und misshandeln, kann ein Ge-
richt dafir sorgen, dass ein Kind von seinen Eltern
getrennt wird, auch wenn die Eltern das nicht wol-
len. Das steht in Artikel 9 der Kinderrechtskonven-
tion. Das Gericht wird eine solche Entscheidung
aber nur dann treffen, wenn es zum Schutz des
Kindes notwendig ist. Das Kind lebt dann in einer
Pflegefamilie oder kommt in ein Heim.

Manchmal stellen Eltern fest, dass sie sich nicht
mehr lieb haben, dass sie vielleicht nicht richtig zu-
sammenpassen und sie beschlieBen sich zu tren-
nen. Sie kdnnen zwar auch in Zukunft weiter ge-
meinsam fur ihr Kind sorgen, aber es muss ent-
schieden werden, ob das Kind jetzt nur bei Vater
oder Mutter leben soll, oder vielleicht bei beiden ab-
wechselnd.

Kinder haben in einem solchen Fall das Recht ihre
Meinung zu auBern. So steht es in Artikel 9. Sie
kénnen mit dem Richter oder der Richterin Uber ihre
Interessen, Wiinsche und auch Angste sprechen.

Auch den Elternteil, bei dem die Kinder dann nicht
mehr leben, durfen sie aber immer noch regelméaBig
sehen. Sie kénnen z.B. ein Wochenende oder die
Ferien mit ihm verbringen.

Es kommt vor, dass ein Kind seine Eltern Uberhaupt
|ELLEICUT KoMER, OXOVELH nicht kennt. Vielleicht sind sie gestorben, als es

noch sehr klein war, und es kann sich nicht an sie
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erinnern. Oder das Kind wurde zur Adoption freige-
geben, weil seine Eltern z.B. zu jung oder zu arm
waren um es groBzuziehen. Manchmal werden El-
tern und Kinder auch getrennt, weil die Eltern eine
Straftat begangen haben und im Gefangnis sitzen.
Wenn ein Kind alt und stark genug ist die Wahrheit
zu ertragen, hat es ein Recht zu erfahren, wer seine
Eltern sind und was mit ihnen geschehen ist.

So steht es in Artikel 9.

Getrennt werden kénnen Eltern und Kinder aber
auch durch andere Griinde.

Nadjas Eltern leben aus beruflichen Griinden
in zwei Landern. lhr Vater hat einen wich-
tigen Job bei einer deutschen Firma in China.
lhre Mutter arbeitet als Lehrerin in Frankfurt
am Main. Nadja lebt bei ihrer Mutter. lhren
Vater kann sie nur sehen, wenn er Urlaub
hat oder sie ihn in den Ferien besucht.

Nach Artikel 10 der Kinderrechtskonvention hat
Nadja das Recht ihren Vater regelméaBig zu besu-
chen. Sie soll jederzeit aus ihrem Land aus- und in
das fremde Land einreisen dirfen. Fir den Besuch
in China braucht sie aber ein Visum, also eine Ein-
reisegenehmigung. Die chinesischen Behdrden sol-
len dieses Visum fur Kinder wie Nadja schnell und
jederzeit erteilen.

Nun hat Nadjas Mutter sich um eine Stelle
beim Goethe-Institut in der chinesischen
Hauptstadt Peking beworben. Dort kénnte
sie als Lehrerin Chinesen Deutschunterricht
geben. Sollte sie die Zusage bekommen,
ware die Familie endlich wieder zusammen.

Auch flr solche Félle fordert Artikel 10 der Kinder-
rechtskonvention, dass die Antrage zur Einreise der
Kinder und die Genehmigung fir einen langeren
Aufenthalt schnell bearbeitet und erteilt werden.
Familien sollen somit die Mdglichkeit erhalten, auch
in fremden Landern zusammenbleiben zu kénnen.
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Adoption

Britta ist 5 Jahre alt. Seit 4 Jahren lebt sie in
einem Kinderheim, weil ihre Eltern bei einem
Autounfall ums Leben kamen. Verwandte hat
sie keine. Britta wiinscht sich sehr in einer
richtigen Familie zu leben, mit Vater, Mutter,
einem eigenen Zimmer.

Anneliese und Helmut sind seit 3 Jahren ver-
heiratet. Sie wiinschen sich sehr, eigene
Kinder zu haben. Doch bei einer drztlichen
Untersuchung wurde festgestellt, dass die
beiden keine Kinder bekommen kénnen.
Deshalb haben sie beschlossen ein Kind zu
adoptieren.

Wenn ein Ehepaar ein Kind adoptieren, also als sein
eigenes Kind annehmen und erziehen mdéchte, dann
missen die zustandigen Amter sehr genau priifen,
ob dieses Ehepaar das auch wirklich kann. Denn ein
Kind soll nur dann adoptiert werden dirfen, wenn
dies fur das Kind das Beste ist.

Das fordert Artikel 21.

Anneliese und Helmut werden also z.B. vom
Jugendamt sehr genau unter die Lupe ge-
nommen. Haben sie in der Vergangenheit
irgcgendwelche Straftaten begangen? Hat
wenigstens einer von beiden einen sicheren
Arbeitsplatz? Und verdient damit auch ge-
nug Geld um ein Kind wie Britta erndhren zu
konnen? Machen sie den Eindruck, dass sie
gut zu Britta sein werden?

Solche Fragen und noch viele andere mussen die
Behoérden klaren, bevor sie einer Adoption zustim-
men kénnen.

Hilfe zum Leben

Marios Vater ist arbeitslos, schon seit fast
einem Jahr. Von der Arbeitslosenversiche-
rung erhdlt er jeden Monat Geld. Das reicht
aber kaum zum Leben. Vor allem seit die
beiden Babies da sind. Vor zwei Monaten
bekam Marios Mutter Zwillinge. Jetzt hat
Mario insgesamt drei Geschwister. Die Mut-
ter kann erst in einem Monat wieder arbei-
ten gehen, wenn die Mutterschutzfrist vorbei
ist. Aber sie hat nur einen Halbtagsjob als
Verk3uferin, und ihr Lohn ist sehr niedrig.

Jedes Kind hat ein Recht auf Nahrung, auf Woh-
nung, auf Kleidung — das heif3t, auf einen bestimm-
ten Lebensstandard. So fordert es Artikel 27 der
Kinderrechtskonvention. Normalerweise bezahlen
die Eltern dem Kind Essen, Wohnung und Kleidung.
Mit dem Kindergeld erhalten alle Eltern einen Teil
dieser Ausgaben vom Staat ersetzt. Manche mus-
sen auch weniger Steuern zahlen. Wenn die Eltern
aber trotzdem nicht genug verdienen, so wie bei
Mario, dann soll der Staat den Eltern zusétzlich hel-
fen.

Marios Vater war bei der Agentur fiir Arbeit.
Er hat dort von seinen Problemen erzahlt
und um Hilfe gebeten. Nun wird gepriift, ob
Marios Vater mit Geld unterstiitzt wird und
wie man sonst noch helfen kann.



Wenn der Staat Familien in solchen Notsituationen
unterstltzt, dann nennt man das ,soziale Sicher-
heit“. In Deutschland geht das, weil jeder Mensch,
der Arbeit hat, einen Teil seines Lohnes fir die so-
genannte Sozialversicherung abgibt. Wenn er ar-
beitslos wird, erhalt er Arbeitslosengeld.

Wenn er krank wird, zahlt die Krankenkasse Arzt-
rechnungen, Medikamente oder den Krankenhaus-
aufenthalt.

Wenn er im Alter aufhért zu arbeiten, erhalt er eine
monatliche Rente, also Geld. Das alles wird mit dem
Geld aus der Sozialversicherung bezahlt. Wenn das
Geld aus der Sozialversicherung nicht zum Leben
reicht, dann hilft der Staat mit Geld aus einer Extra-
Kasse. Er zahlt Sozialhilfe, die auch Miete und
Heizkosten fur die Wohnung umfasst.

Die Kinderrechtskonvention fordert in den Artikeln
24 und 26, dass auch Kinder Anspruch auf Leis-
tungen aus so einer sozialen Versicherung haben
sollen, z.B. wenn sie krank sind. Dazu gehoért aber
nicht nur, dass eine Krankenkasse Arzt und Medizin
bezahlt. Der Staat soll auch dafiir sorgen, dass es
geniigend Arzte, Krankenh&duser und Medikamente
gibt um kranke Kinder wieder gesund zu machen.
AuBerdem soll es Beratungsstellen geben, die El-
tern erklaren, wie sie ihre Kinder am besten ernah-
ren, damit sie gesund bleiben.

Allerdings ist es fir die Staaten nicht immer so ein-
fach, daflr zu sorgen, dass Kinder in einer schénen
und gefahrlosen Umgebung aufwachsen. Viele Kin-
der werden in Landern geboren, die Krieg fuhren
oder wo Menschen hungern muissen. Und manche
Lander sind so arm, dass sie es nicht alleine schaf-
fen, Kindern genug zu essen zu geben und einen
Platz, an dem sie uberleben kdnnen.

Damit auch solche Lander die Forderungen der Kin-
derrechtskonvention erflillen kénnen, sollen reiche
Lander sie dabei unterstiitzen, z.B. indem sie Arzte
oder Medikamente in diese Lander schicken oder
dort Krankenhauser bauen lassen.
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Meine Bildung

Die achtjahrige Sita, ein Maddchen aus In-
dien, muss jeden Tag Teppiche kniipfen und
arbeiten. Zur Schule gehen kann sie nicht.
Andrea, ein achtjahriges Madchen aus Ros-
tock, will nicht zur Schule gehen.

Sie versteht sich nicht mit den Klassenka-
meraden und sie hat auch keinen Spaf3d am
Unterricht.

Sita kann nicht, Andrea will nicht zur Schule gehen.
Aber beide sollen zur Schule gehen. Das verlangt
die Kinderrechtskonvention. In Art. 28 steht: Eines
muss fur alle Kinder kostenlos sein und eine Pflicht
werden: in die Grundschule zu gehen. Es macht
zwar nicht immer SpaB, aber nur wer in die Schule
geht, kann spater alles lesen, wichtige Sachen
ausrechnen und einen Beruf lernen. Dann ist die
Chance groBer genug Geld fir sich und die Familie
zu verdienen.

Indien muss also dafiir sorgen, dass Sita zur Grund-
schule geht, und Deutschland muss daflr sorgen,
dass Andrea zur Schule geht. Sita hat es schlecht:
Ihr Staat, also Indien, hat Art. 28 der Kinderrechts-
konvention noch nicht erfullt. Auch hier zeigt sich
wieder: Die Kinderrechtskonvention nutzt nur dann
was, wenn die einzelnen Staaten bei sich etwas
daflr tun, dass sie Wirklichkeit wird.

Weil die Ausbildung von Kindern und Jugendlichen
die Staaten viel Geld kostet, waren sie schon sehr
vorsichtig, als sie Art. 28 der Kinderrechtskonvention
formulierten. Das zeigt sich an der Zeit nach der
Grundschule: Wenn Andrea die Grundschule ver-
lasst, muss sie in Deutschland weiterhin zur Schule
gehen. Das steht in den deutschen Gesetzen. In der
Kinderrechtskonvention steht nichts mehr von einer
Schulpflicht nach der Grundschule.




Hier kénnt ihr ein Pass-

foto eures Freundes oder
eurer Freundin einkleben
und seine oder ihre Daten

notieren.
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Mein Glaube

Lennart (6 Jahre alt) und Sabine (a5 Jahre
alt) sind Geschwister. Beide interessieren
sich nicht fiir Kirche und Religion.

Anders die Eltern: Sie wollen, dass sich ihr
Sohn in der katholischen Kirche zur Kom-
munion anmeldet und dass sich ihre Tochter

auf die Firmung vorbereitet.

Es ist schwierig in diesem Punkt herauszufinden, ob
die Kinderrechtskonvention den Kindern oder den
Eltern Recht gibt. Einerseits steht darin, dass die
Kinder Religionsfreiheit haben. Dazu gehdrt, selbst
entscheiden zu kénnen, ob man in die Kirche geht
und ob man in der Kirche zur Kommunion geht oder
an der Firmung teilnimmt.

Andererseits steht in der Kinderrechtskonvention
aber auch, dass die Eltern ihre Kinder in der Reli-
gion anleiten kénnen. Und zwar so, dass die Eltern
mehr bestimmen kénnen, wenn die Kinder noch
klein sind.

Kdnnen Lennarts und Sabines Eltern also nur Gber
Lennart, nicht aber Gber Sabine bestimmen?

Die Antwort darauf steht nicht in der Kinderrechts-
konvention. Es kommt wieder mal darauf an, was in
den Gesetzen der Lander steht.

Sehen wir zunachst im Grundgesetz, dem obersten
deutschen Gesetz, nach. Dort heiB3t es, dass die
Eltern das Recht haben, ihre Kinder zu erziehen.
Sie durfen also Uber die religiése Erziehung der
Kinder entscheiden.

AuBerdem gibt es in Deutschland ein Gesetz Uber
die religiése Kindererziehung, das aus dem Jahre
1921 stammt. Dort steht, dass Kinder erst ab 14
Jahren selbst entscheiden kénnen, an welche Reli-
gion sie sich halten wollen.

Also durfen in unserem Beispiel die Eltern bestim-
men, dass Lennart, der erst 6 Jahre alt ist, an der
Kommunion teilnimmt.

Sabine ist bereits 15 Jahre alt, also religionsmindig.
Sie darf nach dem Gesetz Uber die religiése Er-
ziehung selbst entscheiden, ob sie gefirmt wird.
Auch die katholische Kirche hélt eine freiwillige
Entscheidung des Kindes fir sinnvoll. Die kathol-
ische Kirche sagt aber auch, dass sich die Eltern
auch dann um die religiése Erziehung der Kinder
kiimmern sollen, wenn sie 14 Jahre alt geworden
sind. Sie mussen aber die Entscheidung ihrer
religionsmindigen Kinder achten.



Meine Meinung

In der Kinderrechtskonvention betonen gleich meh-
rere Artikel, dass die Meinungen von Kindern wich-
tig sind. Kinder sollen ihre Meinung sagen dirfen.
Kinder sollen angehdrt werden, bevor Behérden und
Gerichte Entscheidungen treffen, die mit Kindern zu
tun haben.

Eine Behorde kann zum Beispiel entscheiden, dass
eine neue StraBe gebaut wird. Wenn dazu Kinder
ihre Meinung in einem Kinderparlament oder bei
einem Kinderbeauftragten ihrer Stadt vorbringen
kénnen, dann wird diese Meinung von den Erwach-
senen eher ernst genommen.

AuBerdem sollen Kinder an Demonstrationen teil-
nehmen oder selbst welche machen dirfen — genau
wie Erwachsene auch.

In der Kinderrechtskonvention steht sogar, dass die
Massenmedien, also das Fernsehen, das Radio, die
Zeitungen und die Buchverlage, davon Uberzeugt
werden muissen, extra fur Kinder Sendungen, Artikel
oder Blicher herzustellen. Denn nur wer viel weiB,
kann sich eine eigene Meinung bilden.

Es klingt sehr gut, dass es so sehr auf die Meinung
der Kinder ankommen soll.

Allerdings: Das Recht die Meinung zu sagen, und
das Recht zu demonstrieren, gab es schon in den
meisten Landern.

Der UN-Kinderrechtsausschuss hat nach dem letz-
ten Bericht der deutschen Regierung kritisiert:

In Deutschland steht noch zu selten in den Geset-
zen, dass Kinder bei Dingen, die fir sie wichtig sind,
angehdrt werden mussen.

Wir wollen eure Meinung héren — zu eurem Recht
die Meinung zu sagen! Koénnt ihr uns von einem Fall
schreiben, in dem ihr Ubergangen und tberhort
wurdet? Konntet ihr euch dagegen wehren?

Schreibt an:

ZDF, logo!,
Kinderrechte, 55100 Mainz
email: logo@zdf.de

Das Recht der Kinder auf Berichte in den Medien ist
in Deutschland erfullt. Es gibt gute Verlage, die
Blcher und Zeitschriften fir Kinder herausgeben
und verkaufen. Im Fernsehen gibt es jeden Tag bis
21 Uhr das Programm des Kinderkanals und am
Wochenende zum Beispiel die Sendungen von ZDF
und ARD.

Mit logo!, den Nachrichten extra fur euch, erfullen
das ZDF und der Kinderkanal einen besonderen
Auftrag: Bei logo! werdet ihr informiert, damit ihr
euch eine eigene Meinung bilden kénnt.
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Nachrichten fiir Kinder

eine Nachrichtensendung fiir Kinder:

die einzige im deutschen Fernsehen!

erzdahlt und erklart, was in der Welt
passiert: in einer Sprache, die jeder
versteht.

zeigt, dass es in der Politik immer um
Menschen geht.

iiberlegt immer, ob Kinder von einem
Ereignis auch betroffen sind und wel-

che Fragen sie dazu haben.

nimmt Kinder ernst und berichtet tiber

sie. Zum Beispiel auch, wenn sie pro-
testieren und Unterschriften sam-

meln oder wenn sie die Erwachsenen
an ihre Verantwortung fiir die Zukunft

erinnern.

hat Platz fiir gute Nachrichten: bunte,
witzige und lustige Neuigkeiten ilber
Musik, Sport, Kinofilme, Tiere, und
und und ...

hat eigene Wettertiere. Am Ende jeder

Sendung kommentieren sie Sonne,
Regen und Sturm auf ihre Weise.

hat eine Internetadresse. Mit dem
logo!-Song. Mit ernsten und lustigen
logo!-Nachrichten.

Mit einer Tratschecke.

Mit anderen Uberraschungen!
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Elf Artikel der Kinderrechtskonvention beschéaftigen
sich allein damit, wie Kinder vor Ausbeutung und
Gewalt geschutzt werden kénnen. Denn die Staa-
ten, welche die Kinderrechtskonvention unterzeich-
net haben, wollen die Kinder in ihren Landern vor
allen nur denkbaren Formen von Ausbeutung und
Gewalt schitzen, z.B. vor Kinderhandel, sexuellem
Missbrauch, Folter, Krieg, Kinderarbeit.

Kinderarbeit

Tobias hat ein teures Hobby: Er surft leiden-
schaftlich gerne im Internet. Einen Computer
hat er von seinen Eltern zu Weihnachten be-
kommen. Doch die Telefon- und Benutzungs-
gebiihren fiir das Internet wollen die Eltern
nicht alleine bezahlen. Deshalb hat Tobias
einen Job angenommen. Zweimal in der
Woche tragt er Zeitungen aus. Mit dem Geld,
das er dabei verdient, beteiligt er sich an
den Telefonkosten.

Tobias ist 13 Jahre alt. Nach deutschem Recht darf
er arbeiten. Allerdings nur 2 Stunden am Tag, und
auch nur dann, wenn die Schule nicht darunter lei-
det. Das ,Jugendarbeitsschutzgesetz® regelt genau,
ab welchem Alter Kinder wie viele Stunden taglich
arbeiten durfen, damit ihre Sicherheit und Gesund-
heit geschutzt werden und ihre Entwicklung unge-
stort verlaufen kann. Dieses Gesetz regelt auch,
welche Arbeiten Kinder erledigen durfen. Und die
Arbeitsschutzbehdérde kontrolliert, dass dieses Ge-
setz auch wirklich befolgt wird.

Andere Lander haben keine solchen Gesetze oder
nehmen es mit der Uberpriifung der Kinderarbeit

nicht so genau. So kommt es immer noch vor, dass
Kinder den ganzen Tag schwer arbeiten muissen.
Insgesamt muiissen sich — so wird geschatzt — welt-
weit 250 Millionen Kinder im Alter zwischen 5 und
14 Jahren das Geld zum Leben alleine verdienen
oder zum Einkommen der Familien beitragen.

Die achtjahrige Sita lebt in Indien.

lhre Eltern sind so arm, dass sie Sita und
ihre Geschwister nicht alleine erndhren kon-
nen. Eines Tages kam ein Mann aus einer
grof3en Stadt. Er versprach fiir Sita zu sor-
gen. Also haben Sitas Eltern ihre Tochter an
den Mann verkauft. Mit dem Geld konnte die
Familie eine Weile iiberleben. Sita lebt nun
in einer fremden Stadt. Von morgens bis
abends sitzt sie auf dem Boden und kniipft
Teppiche, gemeinsam mit vielen anderen
Kindern.

Dort, wo sie arbeitet, isst und schlaft sie
auch. Lohn erhdlt Sita keinen.

Die Kinderrechtskonvention will Kinder wie Sita
schitzen. Denn Sita wird ausgebeutet. Die Arbeit,
die sie verrichtet, schadet ihrer Gesundheit und ihrer
Entwicklung. Sita sollte zur Schule gehen und ler-
nen, damit sie spater einen ordentlichen Beruf aus-
Uben und ein besseres Leben fiihren kann als ihre
Eltern. In ihrer Freizeit sollte Sita mit anderen Kin-
dern spielen und sich erholen.

Auch dazu hat sie das Recht nach Artikel 31 der
Kinderrechtskonvention.

Kinderarbeit muss aber noch aus einem anderen
Grund verboten werden.

Die Fabrikbesitzer und Unternehmer sollen in ihren
Betrieben die Eltern beschéaftigen, damit die genug



Geld verdienen kénnen um ihre Kinder zu erndhren
und zur Schule zu schicken. Kinder verdienen nicht
viel Geld. Das heiBt, fiir die Fabrikbesitzer ist es
billiger Kinder zur Arbeit zu zwingen als die Erwach-
senen zu beschéftigen.

Alle Staaten, die die Konvention unterschrieben ha-
ben, sollen Gesetze schaffen, die solche Ausbeu-
tung durch Kinderarbeit verhindern und die genau
regeln, ab wann ein Kind wie viel und was arbeiten
darf.

So ahnlich wie es das in Deutschland schon gibt.
Das fordert Artikel 32 der Kinderrechtskonvention.
Die meisten Staaten haben inzwischen gemerkt:
Artikel 32 der Kinderrechtskonvention reicht nicht
aus um gegen besonders brutale Arten von Kinder-
arbeit zu kdmpfen.
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Der ,,Global March* 1998: aus Siidamerika, Asien und Europa nach Genf.

Daher haben die Staaten bei den Vereinten Natio-
nen im Juni 1999 in Genf eine neue Konvention
beschlossen: die Konvention gegen die schlimmsten
Formen der Kinderarbeit.

Nach Genf kamen schon im Sommer 1998 viele
Kinder und Erwachsene aus Stidamerika, aus Asien
und aus Europa. Denn schon 1998 wurde Uber die
Konvention beraten. Die Kinder und Erwachsenen
machten gegen Kinderarbeit einen ,Global March®,
einen weltweiten Marsch. Sie haben sich daflr ein-
gesetzt, dass die neue Konvention den Kindern
auch wirklich hilft.
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Sexueller Missbrauch

Sexueller Missbrauch, das ist z.B.: Wenn ein
Erwachsener mit M3adchen oder Jungen Din-
ge tut, die die Kinder nicht wollen. Wenn er
zum Beispiel Fotos oder Videos macht, auf
denen die Kinder nackt zu sehen sind und
er diese Fotos und Videos dann verkauft.
Wenn er zum Beispiel ihre Geschlechtsteile
anfasst oder sie bittet, an seinem Penis zu
sspielen“. Wenn er Kinder gegen ihren Wil-
len mitnimmt, sie entfiihrt und sie zwingt,
mit ihm oder mit anderen Personen Sex zu
haben.

Es gibt Erwachsene, die tun solche Dinge, weil sie
damit Geld verdienen kdnnen. Es ist ihnen egal,
dass diese Dinge verboten sind und sie damit Kin-
dern groBen Schaden zufugen.

Diese Erwachsenen sind kriminell.

Solche Menschen mussen bestraft werden, damit
sie so etwas nie wieder mit anderen Kindern tun.

Alle Staaten, die die Kinderrechtskonvention unter-
schrieben haben, wollen Kinder vor sexuellem Miss-
brauch und sexueller Ausbeutung schiitzen, auch
dann, wenn die Eltern die Tater sind. Es ist verbo-
ten Kinder zu entfihren, zu verkaufen oder mit
ihnen zu handeln. Uberhaupt ist alles verboten, was
Kindern kérperlich oder geistig Gewalt zufugt
(Art. 11, 19, 34, 35).



Ganz eindeutig und streng ist das deutsche Gesetz
bei sexuellem Missbrauch und bei Gewalt gegen
Kinder.

Damit ihr aber geschitzt seid und die Tater bestraft
werden kdnnen, miusst ihr darlber sprechen, wenn
euch so etwas passiert ist oder wenn ihr das Gefihl
habt: Was da mit mir gemacht wird, ist nicht in
Ordnung.

Kinder sind nie schuld, wenn sie sexuell miss-
braucht werden. Sprecht mit einem Freund oder
einer Freundin, mit den Eltern, mit einem Lehrer
oder mit einem Menschen, dem ihr vertraut. Wenn
es ganz schlimm ist, dann kénnt ihr euch ans Ju-
gendamt und an die Polizei wenden. (Mehr dazu,
wo ihr Hilfe und Ansprechpartner findet, steht im
Kapitel Ill ab Seite 69).

Auch wenn es euch unangenehm oder peinlich ist,
es ist ganz wichtig, dass ihr mit anderen darlber
sprecht, auch wenn der Tater aus eurer Familie
kommt, Vater, Bruder, Onkel oder auch Mutter ist.
Denn nur dann kénnt ihr geschutzt, kann euch auch
geholfen werden.

Euch steht auch das Kinder- und Jugendtelefon
(Seite 71) fir alle Fragen und Sorgen kostenlos zur
Verflgung.

Die Kinderrechtskonvention fordert nicht nur, dass
die Kinder geschutzt und Tater bestraft werden,
sondern auch, dass sie Hilfe bekommen, damit sie
leichter Uber das hinwegkommen, was passiert ist.

Das steht in Artikel 39. Ob ein Kind nun sexuell
missbraucht oder entfihrt, misshandelt oder gefol-
tert wurde, es gibt Menschen, mit denen man reden
kann und die helfen das Geschehene zu verar-
beiten. Psychologen oder Sozialpadagogen zum
Beispiel.

Manchmal ist es aber auch sinnvoll den Eltern zu
helfen, wenn es zwischen Eltern und Kindern véllig
schief lauft.

Wenn eure Eltern mit euch nicht klarkommen, liegt
es vielleicht daran, dass sie mit sich selbst nicht zu-
rechtkommen oder dass sie Probleme haben, die
sie nicht in den Griff kriegen. Es gibt Beratungs-
stellen flr Familien, in denen Uber solche Probleme
geredet und nach Lésungen gesucht wird.

Inhalt
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- Anja ist abgehauen. Zuhause hat sie es
MISShand lung nicht mehr ausgehalten. Anjas Vater trinkt —
d UrCh Elte rn jeden Tag, manchmal schon morgens. Er hat

keine Arbeit mehr, seit die Fabrik zugemacht
hat. Nun sitzt er zu Hause und weifd nicht,
was er tun soll. Die Mutter schimpft, wenn
der Vater trinkt. Dann streiten sie und der
Vater trinkt noch mehr. Manchmal, wenn er
schon ganz betrunken ist, schlagt er Anja.
Weil sie die Musik zu laut gemacht hat, sagt
er, oder weil sie ihn so komisch angeguckt
hat.

Da hat Anja ihren kleinen Rucksack gepackt
und ist gegangen. Beim Jugendamt hat man
ihr geholfen. Voriibergehend wohnt sie jetzt
in einer betreuten Wohngemeinschaft, zu-
sammen mit anderen Kindern und Betreuern.
Eine Frau vom Amt war bei Anja zuhause,
hat mit ihren Eltern gesprochen. Anjas Vater
weifd nun, dass er Alkoholiker ist und dass
ihm geholfen werden muss, mit einer Ent-
ziehungskur zum Beispiel. Dass er Anja so
verletzt und gedemiitigt hat, tut ihm heute
Leid.

) Y€

Wenn Eltern ihre Kinder aber so verprigeln und
misshandeln, dass ihr Leben in Gefahr ist, oder sie
sexuell missbrauchen, dann ist es besser, sie
werden von ihren Eltern getrennt. Das ist zwar
traurig, aber das Jugendamt sorgt daflr, dass sie in
einer lieben Pflegefamilie oder einem Heim
aufgenommen werden oder in einer Wohngemein-
schaft mit Sozialpddagogen und anderen Kindern
mit &hnlichen Problemen ein neues Zuhause finden.



Die Kinderrechtskonvention fordert, dass Kinder vor
jeder Art von Gewalt zu schitzen sind (Art.19). Bis
vor ein paar Jahren war man sich in Deutschland
noch nicht einig dariiber, ob dies auch fur Eltern gel-
ten soll, die ihr Kind wegen eines Fehlverhaltens
bestrafen wollen. So war eine Ohrfeige als Mittel der
Erziehung nicht verboten. Im Jahr 2000 hat der Bun-
destag, das Parlament, dies geéndert. Er hat in das
Erziehungsrecht geschrieben: ,Kinder haben ein
Recht auf gewaltfreie Erziehung.”
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Kinder im Krieg

Im Jahr 2005 gab es 28 Kriege und Biirger-
kriege auf der Erde. Dazu kamen noch ein-
mal 112 militdrische Auseinandersetzungen,
bei denen auch geschossen wurde. In vielen
Landern, vor allem in Afrika und Asien, miis-
sen auch Kinder in den Krieg ziehen: Manch-
mal miissen sie als Soldaten kampfen,
manchmal werden sie iiber Felder geschickt
um zu sehen, ob der Feind Minen gelegt
hat. Wenn die Kinder auf eine solche Mine
treten, gibt es eine Explosion. Viele Kinder
sterben, andere sind ihr Leben lang ver-
kriippelt.

Die Kinderrechtskonvention wollte verhindern, dass
Kinder in Kriegen kdmpfen mussen. Doch das hat
sie nicht geschafft.

Ein Kind, das als Soldat in den Krieg geschickt wird,
muss mindestens 15 Jahre alt sein. So steht es in
Artikel 38 der Kinderrechtskonvention.

Dieser Artikel der Kinderrechtskonvention schitzt
also nur Kinder, die jlinger sind als 15 Jahre.

Deutschland war mit diesem Artikel nie einver-
standen. Deutsche Politiker forderten schon lange,
dass diese Altersgrenze erhdht wird. Aber einige
Lander, die die Kinderrechte unterschrieben haben,
sind selbst in Kriege verwickelt. Manche davon
setzen Kinder als Soldaten ein. Ware der Artikel
Uber Kinder im Krieg strenger ausgefallen, hatten
diese L&nder wohl auch die anderen Artikel der
Kinderrechtskonvention nicht unterschrieben.



Das ist sehr traurig. Denn Kinder sind in einem
Krieg diejenigen, die am meisten leiden und sich am
wenigsten helfen kénnen. Oft bleibt ihnen nur die
Flucht in ein anderes, sicheres Land.

Auch die Vereinten Nationen sind mit dem Artikel
Uber Kindersoldaten nicht zufrieden. Die Mitarbeiter
der Vereinten Nationen versuchen deshalb, alle
Staaten davon zu Uberzeugen, Kinder nicht als
Soldaten in den Krieg zu schicken. Bisher hatten die
Mitarbeiter noch wenig Erfolg damit!

Um die Situation etwas zu verbessern, haben die
Vereinten Nationen im Mai 2000 einen weiteren
Vertrag geschlossen, der die Kinderrechtskon-
vention erganzt. Darin heiBt es, dass Soldaten
mindestens 16 Jahre alt sein missen und sie auch
zwischen 16 und 18 Jahren besser geschitzt wer-
den als bisher. Die Regel gilt aber nur fur die Lan-
der, die den Vertrag unterschreiben und in Kraft
setzen. Deutschland hat, wie die Mehrzahl ="
der Mitgliedstaaten der Europaischen .
Union, diesen Vertrag im Septem-
ber 2000 unterschrieben. Am
13. Januar 2005 wurde er fir #
Deutschland in Kraft ge- /
setzt. '
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Kinder als Fliichtlinge

Ein Kind, das als Fluchtling in ein fremdes Land
kommt, soll Schutz und Hilfe erhalten, damit es
seine Rechte wirksam wahrnehmen kann. Dabei soll
es keine Rolle spielen, ob es mit oder ohne Eltern in
das Land geflohen ist. So fordert es Artikel 22 der
Kinderrechtskonvention.

Das bedeutet: Kommt ein Kind als Fluchtling in ein
fremdes Land, dann soll der Staat fur Unterkunft
und Essen sorgen. Er soll ihm auch bei der Suche
nach seinen Eltern helfen, wenn das Kind alleine
fliehen musste. Erst wenn es in seinem Heimatland
wieder ruhig und sicher ist, soll das Kind zurtck-
kehren. Kénnen die Eltern des Kindes nicht ge-
funden werden, soll das Flichtlingskind genauso
geschitzt werden wie ein einheimisches Kind, das
von seinen Eltern getrennt ist. Ob in Deutschland
dieses Recht so erflillt wird, wie es die Kinderrechts-
konvention fordert, wird unterschiedlich beurteilt.

FuUr Flichtlinge aus dem Ausland ist es in den letz-
ten Jahren schwerer geworden, nach Deutschland
einzureisen — auch fur Kinder und Jugendliche. Die
Regeln fur Fluchtlinge, die in Deutschland Asyl su-
chen, also Schutz vor Verfolgung und Gewalt in ihr-
er Heimat, sind strenger geworden.

Die deutschen Politiker haben die Einreise er-
schwert. Sie sagen: Viele Auslander sind nach
Deutschland gekommen, die keine Fluchtlinge sind.
Viele Menschen aus armeren Staaten der Welt sind
nach Deutschland gekommen und haben Asyl
beantragt, um hier ein besseres Leben als in ihrer
Heimat zu finden. Auch Eltern haben ihre Kinder
allein nach Deutschland geschickt, weil sie hoffen,
dass es ihnen hier besser geht als zu Hause.




Fliichtling ist aber nur, wer von seinem Hei-
matstaat verfolgt wird, weil er zum Beispiel
zu einer bestimmten Bevdlkerungsgruppe
gehort oder einen bestimmten Glauben hat.
Oder weil er eine politische Ansicht vertritt,
die seiner Regierung nicht gefallt. Ob je-
mand diese Voraussetzungen erfiillt und
dadurch Fliichtling ist, wird in einem beson-
deren Asylverfahren gepriift. Kinder, die 16
Jahre alt sind, kdnnen selbst einen Antrag
auf Asyl stellen; fiir die jiingeren Kinder
muss der Asylantrag von den Eltern gestellt
werden oder von einem Vertreter, der von
einem Gericht eingesetzt wird.

Auslander kédnnen schon an der Grenze oder im
Flughafen von deutschen Grenzbeamten zurick-
geschickt werden, Kinder und Erwachsene glei-
chermaBen. Die deutschen Grenzbeamten kénnen
einen Auslander zurlickschicken, wenn er keine
ordnungsgemaBen Einreisepapiere hat und auch in
einem Staat, der direkt neben Deutschland liegt,
einen Antrag auf Asyl gestellt hat oder stellen kann.

Der UN-Kinderrechtsausschuss hat kritisiert, dass
diese Regeln fur Kinder und Jugendliche zu hart
seien. Die Bundesregierung teilt diese Auffassung
nicht.

Wenn ihr ausléandische Kinder kennt, die von der
Abschiebung aus Deutschland bedroht sind, kann
meistens nur ein Rechtsanwalt helfen. Allerdings
kiimmern sich auch oft Wohlfahrtsverbande wie die
Caritas oder aber die Kirchen um solche Falle.
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Drogen

Cool sein ist alles. In der Clique dazuge-
horen: die gleichen Klamotten, der gleiche
Geschmack in Sachen Musik, dazu ein Zug
von der Zigarette. Let’s come together. Das
gehdrt dazu. Wer ,,nein* sagt, bleibt drau-
Ben. Also wird mitgemacht, auch wenn’s am
Anfang vielleicht gar nicht schmeckt. Doch
aus einem Zug ab und zu wird irgendwann
ein P3ackchen Zigaretten am Tag: eine zum
Abreagieren, eine zum Entspannen, eine
gegen den Stress, eine zum Nachdenken....
Und irgendwann kann man nicht mehr ohne.
Man ist abhangig, siichtig.

Tabak, Alkohol, Rauschgift und bestimmte Medika-
mente sind Drogen, sogenannte Suchtstoffe, und
die kénnen abh&ngig machen bei regelmaBigem
,Genuss“. Wer abhéngig ist von bestimmten Dro-
gen, kann ohne diesen Stoff nicht mehr auskom-
men, braucht immer mehr davon, obwohl er weiB,
dass es krank macht. Viele Menschen sterben jedes
Jahr an ihrer Sucht: Lungenkrebs durch Zigaretten,
Leberversagen durch Alkohol, Tod durch eine Uber-
dosis Heroin.

Kinder sind besonders gefahrdet durch Drogen, weil
sie noch wachsen, sich geistig und korperlich ent-
wickeln. Das kann durch Drogen beeintrachtigt wer-
den.

Deshalb mussen besonders Kinder vor Drogen
geschitzt werden, fordert Artikel 33 der Kinder-
rechtskonvention.

Die Staaten, die die Konvention unterschrieben
haben, sollen Gesetze schaffen, die den Handel von
Drogen und deren Gebrauch durch Kinder verbie-
ten. In Deutschland schreibt ein Gesetz vor, dass
Bier, Wein und Zigaretten an Kinder und Jugend-
liche unter 16 Jahren nicht verkauft werden durfen.
AuBerdem sollen die Staaten in Schulen und Ju-
gendzentren, durch Drogenberatungsstellen und
Info-Hefte Kinder Uber die Gefahren des Drogen-
missbrauchs aufklaren.

Wenn Kinder schon mit Drogen zu tun hatten, viel-
leicht sogar schon stichtig sind, dann mussen sie
die Méglichkeit haben, mit Hilfe von Arzten und be-
sonderen Behandlungsmethoden von ihrer Sucht
loszukommen.
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Kinder als Straftater

Manchmal kommt es vor, dass Kinder nicht die
Opfer sind, sondern selbst Tater. Sie stehlen, schla-
gen und zerstéren, tun Dinge, die verboten und
strafbar sind. Vielleicht hat ihnen keiner beigebracht,
was gut und bése, was recht und schlecht ist.
Vielleicht tun sie diese Dinge aber auch um uber-
leben zu kénnen. Viele Kinder dieser Erde leben auf
der StraBe, ohne Zuhause, ohne Eltern, die fir sie
sorgen.

Joao lebt in Rio de Janeiro. Das ist eine Stadt
in Brasilien in Sidamerika, eine sehr grofie
Stadt. Jeden Tag zieht er los mit einer klei-
nen Kiste. Darin liegen eine Dose Schuh-
creme, eine Biirste, ein Lappen. Jeden Tag
stellt er sich an die Ecke einer viel besuch-
ten EinkaufsstrafBe und hofft auf Kunden,
denen er fiir ein bisschen Geld die Schuhe
putzen kann. Wenn er einen guten Tag und
etwas Geld verdient hat, kauft er etwas zu
essen. Fiir sich und die anderen Kinder, die
wie er auf der Straf3e leben. Ist es schlecht
gelaufen, dann wird Joao zum Dieb um satt
zu werden. Manchmal stiehlt er nur etwas
zu essen oder zu trinken. Ab und zu greift er
auch nach einer locker sitzenden Geldbdrse.
Am Abend treffen sich die Straf3enkinder
hinter einer grof3en Kirche. Dort wird geteilt,
was jeder ergattern konnte. Und dort wird
auch geschlafen.

Vielen Polizisten sind die StraBenkinder ein
Dorn im Auge. Deshalb kommt es immer
wieder vor, dass in der Nacht eine Gruppe
von Polizisten auftaucht und die Kinder ins
Gefangnis bringt. Dort werden sie misshan-
delt, gefoltert und sexuell missbraucht,
manchmal sogar umgebracht. ,,Einer we-
niger, der unsere Straflen verschmutzt*,
denken Polizisten, die so etwas tun.

Vor allem Kinder wie Joao sollen durch die Artikel
37 und 40 der Kinderrechtskonvention davor ge-
schitzt werden, von Polizisten festgenommen und
im Geféngnis misshandelt zu werden.

Aber auch Kinder oder Jugendliche in Deutschland,
die mit ErmittlungsmaBnahmen und dem Strafrecht
in Berihrung kommen, weil sie im Supermarkt
etwas gestohlen, ein Auto geknackt oder andere
Kinder verprigelt haben, sollen gegenlber Polizei
und Gericht besonderen Schutz genieBen.



Deshalb fordert die Kinderrechtskonvention:

Alle Staaten sollen ein Mindestalter festlegen, ab
dem ein Kind strafmiindig ist. Das bedeutet: Erst
wenn ein Kind ein bestimmtes Alter erreicht hat,
kann es fir seine Tat strafrechtlich verantwortlich
gemacht werden, festgenommen und z.B. vor ein
Gericht gestellt werden. In Deutschland gibt es eine
solche Altersgrenze, sie liegt bei 14 Jahren.

In anderen Landern ist das nicht so.

Ab 14 Jahren heiBen die Kinder in Deutschland
auch Jugendliche. Nur die Jugendlichen kénnen al-
so in Deutschland fur eine Straftat verantwortlich ge-
macht und bestraft werden.

Die Kinderrechtskonvention fordert:

Kinder oder Jugendliche, die verd&chtigt werden,
eine Straftat begangen zu haben, sollen solange als
unschuldig gelten, bis ihre Schuld eindeutig bewie-
sen ist. In Deutschland gilt dies Ubrigens nicht nur
fur Kinder und Jugendliche, sondern fiur alle Men-
schen, die verdachtigt sind, eine strafbare Handlung
begangen zu haben.

Wenn ein Kind oder Jugendlicher verhaftet wird,
dann durfen sie von der Polizei nicht misshandelt
werden. Keiner darf sie z.B. durch Folter zwingen zu
sagen: ,Ich bin schuldig“. Wenn Kinder oder Ju-
gendliche in ein Geféangnis kommen, dann missen
sie von erwachsenen Gefangenen getrennt werden.
Und sie darfen durch Briefe und Besuche mit ihren
Familien in Kontakt bleiben.

Kinder und Jugendliche, die verdachtigt werden,
eine Straftat begangen zu haben, brauchen einen
Erwachsenen, der ihnen hilft, sich zu verteidigen.

Das kénnen die Eltern sein, aber auch ein Anwalt,
der sie vor Gericht verteidigt.

Wenn es zu einem Gerichtsverfahren kommt, sollen
Kinder und Jugendliche einen Richter haben, der
auf sie eingeht. In Deutschland gibt es dafiir beson-
dere Jugendgerichte.

Als Urteil soll eine Gefangnisstrafe nur als aller-
letztes Mittel verhédngt werden. Todesstrafe oder
lebenslanglicher Freiheitsentzug sind verboten.

Am besten ist es, so sagt die Kinderrechtskonven-
tion, wenn versucht wird das Kind oder den Ju-
gendlichen ohne gerichtlichen Prozess und ohne
Gefangnis zu bestrafen. Denn flr Kinder oder Ju-
gendliche soll Strafe immer gleichzeitig auch Hilfe
bedeuten den richtigen Weg zu finden, um als Er-
wachsener ein normales Leben ohne Gewalt und
Verbrechen fuhren zu kénnen. Deshalb kann der
Richter in Deutschland zum Beispiel verlangen,
dass ein Jugendlicher Uber einen bestimmten Zeit-
raum regelméaBig anderen hilft. Damit sollen sie ler-
nen, dass man einen angerichteten Schaden auch
wieder gutmachen kann. Teilweise werden Kinder
und Jugendliche auch in ein Heim eingewiesen, da-
mit Erzieher ihnen dort helfen.

Junge Menschen, gegen die eine Straftat begangen
worden ist, haben oft Angst vor der Anzeige der Tat,
weil sie nicht wissen, was nach einer Strafanzeige
auf sie zukommt. Diese Angst ist verstandlich; sie
hindert die Méadchen und Jungen aber daran, sich
wirkungsvoll zur Wehr zu setzen und Hilfe von
anderen einzufordern.
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Die Broschire des Bundesministeriums der Justiz
»Ich habe Rechte“ will dazu beitragen, den Mad-
chen und Jungen die Angst und Unsicherheit, die
auf mangelnde Kenntnis Uber das Strafverfahren
zurlckzufahren ist, zu nehmen. Man kann in ihr
nachlesen, was Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamte, Staatsanwéltinnen und Staatsanwalte,
Richter und Richterinnen und Rechtsanwalte und
Rechtsanwaltinnen tun, wenn Strafanzeige erstattet
worden ist. Auch wird anhand von Beispielen ge-
zeigt, in welchen unterschiedlichen Verhaltnissen
Vertrauen missbraucht und (sexuelle) Gewalt
ausgeubt werden kann. Es kommen drei Madchen
Inhalt zu Wort, gegen die selbst Straftaten begangen wor-
den sind, und die bereit waren, tber ihre Erfah-
rungen zu berichten.

&

66 Die Broschire kann auf der Internet-

Seite des Bundesministeriums der
’ Justiz heruntergeladen (http://www.

' bmj.bund.de >> Service >>
‘ Ratgeber) oder Uber das
Online-Bestellsystem

& (publikationen@bmj.
75
&

bund.de), auf dem
Postweg (Publikations-
versand der Bundes-
regierung, Postfach 48 10 09,
18132 Rostock), telefonisch
(01805 - 77 80 90, pro
Minute 14 Cent, abwei-
chende Preise aus den
Mobilfunknetzen moglich)
oder per Fax (030-18 10
580 8000) bestellt werden.

Sicher habt ihr bemerkt:

Dauernd heif3t es in diesem Buch

... es soll

... sie sollen usw.

Zwingen kann die Staaten niemand, sich an
die Kinderrechtskonvention zu halten.
Trotzdem ist es gut, dass es die Kinder-
rechtskonvention gibt.

Ein Anfang fiir die Rechte der Kinder.

Und je mehr dariiber geredet wird, je mehr
Kinder dariiber Bescheid wissen, desto gro-
Ber ist die Chance, dass viele Staaten sich
daran halten.

Und desto besser wird es auf der Erde fiir

alle Kinder.



Hier kénnt ihr ein Pass-
foto eures Freundes oder
eurer Freundin einkleben
und seine oder ihre Daten

notieren.

Inhalt
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Wer eindeutig in einem der Rechte aus der
Kinderrechtskonvention verletzt wurde, sollte
etwas dagegen unternehmen!

Wir geben euch Hinweise, woran ihr denken
miisst, bevor ihr aktiv werdet. Wohin ihr
euch dann wenden kéonnt? Wir nennen euch
Telefonnummern.

——

5

Personliche Rechte

(,lch werde dauernd von meinen Eltern geschla-
gen“; ,Meine Eltern lassen sich scheiden®; ,Mein
Vater greift mir manchmal zwischen die Beine®; ,Ich
habe keine Freunde®; ,Ich will etwas Uber Verhi-
tungsmittel wissen®.)

Es gibt Situationen, in denen es sehr wichtig ist mit
jemandem zu sprechen, ohne dass es sonst irgend-
wer erfahrt.

Seit einiger Zeit gibt es eine Telefonnummer Uberall
in Deutschland, die Kinder und Jugendliche wéahlen
kdnnen, wenn sie ein persdnliches Problem haben.
Am anderen Ende der Telefonleitung sitzen erwach-
sene Helfer, die eigens daflur ausgebildet wurden
mit jungen Leuten zu sprechen. Der Verein Nummer
gegen Kummer — Mitglied im Deutschen Kinder-
schutzbund — hat diese Telefonlinie aufgebaut.

Die Gesprdche bleiben anonym.

Das heif3t: Der Erwachsene am Telefon erzahlt nicht
weiter, dass ihr angerufen habt. hr misst auch nicht
euren Namen sagen!

Der Erwachsene kann nicht an seinem Telefon-
apparat erkennen, welche Telefonnummer ihr habt
und der Anruf erscheint auch nicht auf eurer Tele-
fonrechnung.

Wichtig:
Es kostet nichts dort anzurufen!



Die Helfer kénnen nur am Telefon Tipps geben.
Deshalb werden sie oft fragen, ob es nicht in eurer
N&he Erwachsene gibt, die euch helfen kénnen,
zum Beispiel Bekannte, Lehrer, Arzte. Nur wenn es
ganz dringend ist, werden die Helfer vielleicht fra-
gen, ob nicht das Jugendamt eingreifen soll. Aber all
das wird nur passieren, wenn ihr es selbst wollt.

Die Telefonnummer lautet von Montag bis Freitag
zwischen 15 und 19 Uhr:

WOERSE,
RS KN
& B
3 * c
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Die Nummer

~ freecall “— gegen Kummer

0800-1110333

Deutsche Telekom - Portner des Kinder- und Jugendtelefons

Wenn es am Wochenende ein dringendes Problem
gibt, kbnnt ihr in der Tageszeitung nachschauen, ob
auf der Veranstaltungsseite ein Kinderschutzzen-
trum oder eine Notruftelefonnummer extra fur Kinder
angegeben ist.

In dringenden Fallen kénnt ihr auch das Jugendamt
der Stadt oder des Kreises anrufen. Die Telefon-
nummer steht im Telefonbuch meistens unter der
Uberschrift ,Stadtverwaltung oder ,Kreisverwal-
tung®.
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Politische Rechte

(,An unsere StraBe muss dringend eine Ampel*;
»Wir brauchen Sporthallen zum Inlineskating“; ,Mein
Freund soll abgeschoben werden, weil er Auslander
ist’; ,Ich will etwas dagegen tun, dass es so viel Ar-
mut und so viel Umweltverschmutzung auf der Erde
gibt®).

Es gibt so viele Ideen und Vorschlage, die ihr haben
kénnt um eure politischen Rechte durchzusetzen.
Und es gibt in Deutschland so viele Kinderbiros,
Kinderkommissionen, Kinder- und Jugendparlamen-
te usw., dass wir euch hier nur raten kénnen: Wenn
ihr in eurem Dorf oder in eurer Stadt etwas andern
wollt, dann versucht in einer dieser Gruppen mitzu-
wirken. Dort sollten Leute sitzen, die euch zuhéren
und vielleicht Tipps geben kdénnen, was man tun
kann, damit sich tats&chlich etwas andert.

Vielleicht gibt es bei euch ja auch ein Lokales
Bindnis fir Familie, an das ihr euch wenden koénnt.
In einem solchen Bundnis haben sich mehrere
Partner zusammengeschlossen, um durch konkrete
Projekte Verbesserungen fir Eltern und Kinder vor
Ort zu erreichen. Dabei geht es zum Beispiel um
Betreuung von Kindern, Spielplatze, die Gefahren
auf Schulwegen und vieles mehr. Es besteht
naturlich auch die Mdglichkeit, bei euch ein neues
Lokales Bundnis fir Familie zu grinden.
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Die Nummer

PHRSEEEN  “— gegen Kummer

0800-1110333

Deutsche Telekom - Portner des Kinder- und Jugendtelefons

Wenn ihr im Telefonbuch eurer Gegend keine Kin-
dereinrichtungen findet, dann kdnnt ihr euch helfen
lassen. Entweder unter der kostenlosen Telefon-
nummer, die wir gerade schon angegeben haben,
also montags bis freitags von 15 bis 19 Uhr:

Oder ihr wendet euch an das

Auf die

@ «inder

kommt es an.
E——

Deutsches Kinderhilfswerk e.V.
Infostelle Kinderpolitik
Leipziger Str. 116-118

10117 Berlin

Tel. 030/ 308693-0

Internet:

www.kindersache.de
www.kinderpolitik.de (fiir Erwachsene)
www.dkhw.de (fiir Erwachsene)

Oder aber inr meldet euch in der
Kindernachrichtenredaktion logo!
montags bis freitags von 16 Uhr bis 19 Uhr:

06131/ 70 61 23

Wenn lhr diese Telefonnummer oder aber das Inter-
net nutzt, kostet es allerdings was.

Dasselbe gilt auch fur die Internetadressen und
Telefonnummern, die jetzt folgen.

0 terre des hommes
Hilfe fiir Kinder in Not

terre des hommes

Tel. o541/ 7101107 oder
o541/ 710 10

Internet: http://www.tdh.de

terre des hommes (sprich: ,tar de somm®“. Bedeutet

auf deutsch: ,Erde der Menschlichkeit®) arbeitet

gegen die Armut in den Entwicklungsléandern.

Hier kénnt ihr euch melden:

- Wenn ihr bei einem Kinderrechtsteam von terre
des hommes mitmachen wollt oder aber — wenn
es diese Gruppe in eurer Gegend noch nicht gibt
— eine solche Gruppe mitgriinden méchtet.

- Wenn ihr Fragen zu Kindern in armen Landern
habt.
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{4 BN fiir kinder

Deutscher Kinderschutzbund
Bundesgeschaftsstelle
Hiniliberstr. 8

30175 Hannover
www.kinderschutzbund.de

Der Deutsche Kinderschutzbund méchte, dass alle
Rechte fir alle Kinder Wirklichkeit werden.

Wenn Kinder Sorgen und Néte haben, kénnen Sie
sich an den ortlichen Kinderschutzbund wenden (bit-
te im Telefonbuch oder unter www.kinderschutzbund.de
— Verbandsdatenbank nachschauen),

Ihr kdnnt auch beim Kinder- und Jugendtelefon des
Kinderschutzbundes anrufen, die kostenfreie Ruf-
nummer ist 0800 — 1110 333.

Informationen zu Kinderrechten findet lhr unter
www.dksb-nrw.de auf den KINDERSEITEN.

BUHD Jugend im Bund fiir Umwelt
(J

und Naturschutz Deutschland
(BUNDjugend)

“D Tel. 030/ 275 86 580
m http://www.bundjugend.de

Die BUNDjugend hat bundesweit tiber 40.000 Mit-
glieder unter 25 Jahren. Es gibt Uber 450 Kinder-
und 250 Jugendgruppen. Zuséatzlich zum Natur- und
Umweltschutz vor Ort bieten wir viele spannende
Wettbewerbe und Aktionen fir jede Altersgruppe an.
Mitmachen kann jede/r!

A

Greenpeace

Tel. 040/ 306 18 - 271
oder 040/ 306 18 - 291
http://www.greenpeace.de

Bei Greenpeace haben 10- bis 15-jghrige die Mog-
lichkeit ein ,Greenteam” zu bilden. Das Greenteam
sucht sich selbst ein Umweltproblem in seinem Ort
aus und bearbeitet es dann.

Beide Organisationen bieten also jungen Leuten an
etwas fur den Umweltschutz zu tun.

rokace BUN DN_ESE
FIREAMILIE

Servicebiiro

Lokale Biindnisse fiir Familie
Charlottenstr. 65

10117 Berlin

Tel.: 0180/ 52 52 212

Fax: 0180/ 52 52 213

E-Mail: info@lokale-buendnisse
www.lokale-buendnisse-fuer-familie.de

Wenn ihr auslandische Kinder kennt, die von der
Abschiebung aus Deutschland bedroht sind, kann
meistens nur ein Rechtsanwalt helfen.

Allerdings kimmern sich auch oft Wohlfahrtsver-
bande wie die Caritas oder aber die Kirchen um
solche Félle.


http://www.kinderschutzbund.de
http://www.kinderschutzbund.de
http://www.dksb-nrw.de
http://www.bundjugend.de
http://www.greenpeace.de
http://www.lokale-buendnisse-fuer-familie.de
mailto:info@lokale-buendnisse.de

Hier kdnnt ihr mitmachen:

Besondere Aktionen
fur Kinderrechte

National Coalition

fir die Umsetzung der
UN-Kinderrechtskonvention
in Deutschland

Miihlendamm 3

?éCh‘l'e 10178 Bertin

Tel.: 030/ 400 40 200

E-Mail: info@national-coalition.de

www.national-coalition.de

In der National Coalition fiir die Umsetzung der UN-
Kinderrechtskonvention in Deutschland (NC) haben
sich nahezu 100 Organisationen und Verbéande
zusammengeschlossen, die es sich zum Ziel ge-
setzt haben, die Kinderrechte in Deutschland be-
kannt zu machen.

Um dieses Ziel zu erreichen, richtet die NC regel-
méaBig Fachtagungen aus, erarbeitet Informations-
broschiren fur Erwachsene und Kinder und bietet
Poster, Ansteck-Pins und Postkarten zum Thema
LKinderrechte“ zum Kauf an.

Die NC hat zudem, als Teil der deutschen Dele-
gation beim Weltkindergipfel der Vereinten Nationen
2002 in New York, die vier Kinder und Jugendlichen
begleitet, die am ,Childrens Forum“ des Weltkin-
dergipfels teilgenommen haben. Des Weiteren hat
die Geschéftsstelle der NC ein Beteiligungsprojekt
far Kinder und Jugendliche zum ,Nationalen Ak-
tionsplan fir ein kindergerechtes Deutschland 2005-
2010“ durchgefuhrt. Unter den Informationsbro-
schiiren der NC findet ihr daher auch die Ergeb-
nisse dieser Beteiligungsprojekte, die zum Teil von
den Kindern und Jugendlichen selbst geschrieben
wurden.
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Kinderrechte gelten weltweit, aber dennoch werden
sie taglich missachtet. UNICEF, das Kinderhilfswerk
der Vereinten Nationen will, dass Kinder und Ju-
gendliche ihre Rechte kennen und sich fir ihre
Verwirklichung einsetzen. Deshalb ruft UNICEF
Kinder und Jugendliche dazu auf, sich als UNICEF-
JuniorBotschafter fur die Rechte ihrer Altersge-
nossen in aller Welt stark zu machen. Junior-
Botschafter kann jeder werden, der sich fir die

nhalt Kinderrechte einsetzt und dartber berichtet. Auf der

Homepage www.juniorbotschafter.de findet ihr Infos
zu Aktionen, dem Wettbewerb und zu verschie-
denen Themen wie Kinderarbeit, Kinder und Krieg.
Weitere Informationen zu den Kinderrechten und
der Arbeit von UNICEF erhaltet ihr bei:
UNICEF-Deutschland

HoOoninger Weg 104

50969 Koln

Oder im Internet unter www.unicef.de

Der Westdeutsche Rundfunk (WDR) vergibt alle
zwei Jahre die Kinderrechtepreise. Diese Preise be-
kommen Kinder, Jugendliche und Erwachsene aus
Nordrhein-Westfalen, die besonders viel fur die
Rechte von Kindern getan haben.

Informationen gibt es bei:

WDR, Stichwort: Kinderrechte,

50600 Kdln

Das Zweite Deutsche Fernsehen (ZDF) hat 1997
und 1998 eine beliebte Sendereihe Uber die Kinder-
rechte ausgestrahlt: Captain Dork setzt sich Uberall
auf der Erde fir die 20 wichtigsten Rechte der Kin-
derrechtskonvention ein.

Die Sendereihe kénnen Lehrer bei der
Kreisbildstelle oder Stadtbildstelle

in eurem Ort ausleihen und im Unterricht zeigen.

Eure Lehrer kdnnen auch von UNICEF gutes Ma-
terial Uber die Kinderrechte fiir den Unterricht
bekommen.

unavon  JUgendrotkreuz

Die Bestelladresse:
Deutsches Rotes Kreuz
Generalsekretariat
Jugendrotkreuz
Carstennstr. 58

12205 Berlin

Wer das Buch Uber die Rechte der Kinder, das du
gerade in der Hand héltst, bestellen will, schreibt an:

* Bundesministerium
& & fiir Familie, Senioren, Frauen

und Jugend

Publikationsversand der Bundesregierung
Postfach 48 10 09
18132 Rostock



Das Buch kann auch im Internet unter www.bmfsfj.de
bestellt oder heruntergeladen werden.

Wenn ihr schlieBlich vor oder nach einer beson-
deren Aktion meint, die Sendung logo! kénnte da-
riber berichten, ruft an unter der

logo!-line:
06131/ 70 61 23

Habt ihr etwas, worlber ihr euch &rgert und womit
ihr alleine nicht weiterkommt? Dann ruft uns an un-
ter dieser Nummer. Ihr kdnnt euch bei uns Rat ho-
len. Vielleicht kommt auch das logo!mobil vorbei.
Wir bringen euch dann mit den Verantwortlichen
zusammen.

Auf Wiederhoren!

Hier kénnt ihr ein Pass-
foto eures Freundes oder
eurer Freundin einkleben
und seine oder ihre Daten

notieren.
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Praambel

Die Vertragsstaaten dieses Ubereinkommens —

in der Erwagung, daB nach den in der Charta der Vereinten
Nationen verkiindeten Grundséatzen die Anerkennung der allen
Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft innewohnenden
Wiirde und der Gleichheit und Unverausserlichkeit ihrer Rech-
te die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der
Welt bildet,

eingedenk dessen, daB die Voélker der Vereinten Nationen in
der Charta ihren Glauben an die Grundrechte und an Wirde
und Wert des Menschen bekréaftigt und beschlossen haben,
den sozialen Fortschritt und bessere Lebensbedingungen in
groBerer Freiheit zu férdern,

in der Erkenntnis, daB die Vereinten Nationen in der Allgemei-
nen Erklarung der Menschenrechte und in den Internationalen
Menschenrechtspakten verkiindet haben und ubereingekom-
men sind, daB jeder Mensch Anspruch hat auf alle darin ver-
kindeten Rechte und Freiheiten ohne Unterscheidung, etwa
nach der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache,
der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der
nationalen oder sozialen Herkunft, dem Vermégen, der Geburt
oder dem sonstigen Status,

unter Hinweis darauf, daB die Vereinten Nationen in der Allge-
meinen Erklarung der Menschenrechte verkiindet haben, daB
Kinder Anspruch auf besondere Firsorge und Unterstltzung
haben,

Uberzeugt, daB der Familie als Grundeinheit der Gesellschaft
und naturlicher Umgebung fir das Wachsen und Gedeihen al-
ler ihrer Mitglieder, insbesondere der Kinder, der erforderliche
Schutz und Beistand gewéahrt werden sollte, damit sie ihre Auf-
gaben innerhalb der Gemeinschaft voll erfillen kann,

in der Erkenntnis, daB das Kind zur vollen und harmonischen
Entfaltung seiner Personlichkeit in einer Familie und umgeben
von Gluck, Liebe und Verstandnis aufwachsen sollte,

in der Erwagung, daB das Kind umfassend auf ein individuel-
les Leben in der Gesellschaft vorbereitet und im Geist der in der
Charta der Vereinten Nationen verkiindeten Ideale und insbe-
sondere im Geist des Friedens, der Wurde, der Toleranz, der
Freiheit, der Gleichheit und der Solidaritat erzogen werden soll-
te,

eingedenk dessen, daB3 die Notwendigkeit, dem Kind beson-
deren Schutz zu gewahren, in der Genfer Erklarung von 1924
Uber die Rechte des Kindes und in der von der Generalver-
sammlung am 20. November 1959 angenommenen Erklérung
der Rechte des Kindes ausgesprochen und in der Aligemeinen
Erklarung der Menschenrechte, im Internationalen Pakt tber
birgerliche und politische Rechte (insbesondere in den Artikeln
23 und 24), im Internationalen Pakt Uber wirtschaftliche, sozia-
le und kulturelle Rechte (insbesondere in Artikel 10) sowie in
den Satzungen und den in Betracht kommenden Dokumenten
der Sonderorganisationen und anderen internationalen Orga-
nisationen, die sich mit dem Wohl des Kindes befassen, aner-
kannt worden ist,

eingedenk dessen, daB, wie in der Erklarung der Rechte des
Kindes ausgefiihrt ist, »das Kind wegen seiner mangelnden
korperlichen und geistigen Reife besonderen Schutzes und be-
sonderer Flrsorge, insbesondere eines angemessenen recht-
lichen Schutzes vor und nach der Geburt, bedarf«,

unter Hinweis auf die Bestimmungen der Erklarung Uber die so-
zialen und rechtlichen Grundsétze fir den Schutz und das Wohl
von Kindern unter besonderer Beruicksichtigung der Aufnahme
in eine Pflegefamilie und der Adoption auf nationaler und inter-
nationaler Ebene, der Regeln der Vereinten Nationen Uber die
Mindestnormen fir die Jugendgerichtsbarkeit (Beijing-Regeln)
und der Erklarung tber den Schutz von Frauen und Kindern im
Ausnahmezustand und bei bewaffneten Konflikten,

in der Erkenntnis, daB es in allen Landern der Welt Kinder gibt,
die in auBerordentlich schwierigen Verhéltnissen leben, und
daB diese Kinder der besonderen Berticksichtigung bedirfen,
unter gebuhrender Beachtung der Bedeutung der Traditionen
und kulturellen Werte jedes Volkes fur den Schutz und die har-
monische Entwicklung des Kindes,

in Anerkennung der Bedeutung der internationalen Zusam-
menarbeit fir die Verbesserung der Lebensbedingungen der
Kinder in allen Landern, insbesondere den Entwicklungslan-
dern

— haben folgendes vereinbart:
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Artikel 1

[Geltung fir das Kind; Begriffsbestimmung]

Im Sinne dieses Ubereinkommens ist ein Kind jeder Mensch,

der das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, soweit

die Volljahrigkeit nach dem auf das Kind anzuwendenden

Recht nicht friher eintritt.
Artikel 2

[Achtung der Kindesrechte; Diskriminierungsverbot]
(1) Die Vertragsstaaten achten die in diesem Ubereinkommen fest-
gelegten Rechte und gewahrleisten sie jedem ihrer Hoheitsge-
walt unterstehenden Kind ohne jede Diskriminierung unabhén-
gig von der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der
Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen An-
schauung, der nationalen, ethnischen oder sozialen Herkunft,
des Vermdgens, einer Behinderung, der Geburt oder des son-
stigen Status des Kindes, seiner Eltern oder seines Vormunds.
Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten MaBnahmen, um
sicherzustellen, daB das Kind vor allen Formen der Diskrimi-
nierung oder Bestrafung wegen des Status, der Téatigkeiten, der
MeinungsauBerungen oder der Weltanschauung seiner Eltern,
seines Vormunds oder seiner Familienangehdrigen geschiitzt
wird.
Artikel 3

[Wohl des Kindes]
(1) Bei allen MaBnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie
von offentlichen oder privaten Einrichtungen der sozialen Fiir-
sorge, Gerichten, Verwaltungsbehérden oder Gesetzgebungs-
organen getroffen werden, ist das Wohl des Kindes ein Ge-
sichtspunkt, der vorrangig zu berucksichtigen ist.
Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Kind unter Bertick-
sichtigung der Rechte und Pflichten seiner Eltern, seines Vor-
munds oder anderer fir das Kind gesetzlich verantwortlicher
Personen den Schutz und die Fiirsorge zu gewéhrleisten, die
zu seinem Wohlergehen notwendig sind; zu diesem Zweck tref-
fen sie alle geeigneten Gesetzgebungs- und VerwaltungsmaB-
nahmen.
Die Vertragsstaaten stellen sicher, daB die fur die Fursorge fur
das Kind oder dessen Schutz verantwortlichen Institutionen,
Dienste und Einrichtungen den von den zusténdigen Behdérden
festgelegten Normen entsprechen, insbesondere im Bereich
der Sicherheit und der Gesundheit sowie hinsichtlich der Zahl
und der fachlichen Eignung des Personals und des Bestehens
einer ausreichenden Aufsicht.
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Artikel 4
[Verwirklichung der Kindesrechte]

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-,
Verwaltungs- und sonstigen MaBnahmen zur Verwirklichung
der in diesem Ubereinkommen anerkannten Rechte. Hinsicht-
lich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte treffen
die Vertragsstaaten derartige MaBnahmen unter Ausschépfung
ihrer verfligbaren Mittel und erforderlichenfalls im Rahmen der
internationalen Zusammenarbeit.

Artikel 5

[Respektierung des Elternrechts]
Die Vertragsstaaten achten die Aufgaben, Rechte und Pflich-
ten der Eltern oder gegebenenfalls, soweit nach Ortsbrauch
vorgesehen, der Mitglieder der weiteren Familie oder der Ge-
meinschaft, des Vormunds oder anderer fiir das Kind gesetz-
lich verantwortlicher Personen, das Kind bei der Austibung der
in diesem Ubereinkommen anerkannten Rechte in einer seiner
Entwicklung entsprechenden Weise angemessen zu leiten und
zu flhren.

Artikel 6
[Recht auf Leben]

(1) Die Vertragsstaaten erkennen an, daB jedes Kind ein angebo-
renes Recht auf Leben hat.

(2) Die Vertragsstaaten gewahrleisten in gréBtmdglichem Umfang
das Uberleben und die Entwicklung des Kindes.

Artikel 7
[Geburtsregister, Name, Staatsangehdrigkeit]

(1) Das Kind ist unverziiglich nach seiner Geburt in ein Register

einzutragen und hat das Recht auf einen Namen von Geburt

an, das Recht, eine Staatsangehdrigkeit zu erwerben, und so-
weit méglich das Recht, seine Eltern zu kennen und von ihnen
betreut zu werden.

Die Vertragsstaaten stellen die Verwirklichung dieser Rechte im

Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht und mit ihren Ver-

pflichtungen aufgrund der einschlagigen internationalen Uber-

einklinfte in diesem Bereich sicher, insbesondere flir den Fall,
daB das Kind sonst staatenlos wére.

Artikel 8
[Identitat]

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Recht des Kindes zu
achten, seine Identitat, einschlieBlich seiner Staatsangehorig-
keit, seines Namens und seiner gesetzlich anerkannten Fami-
lienbeziehungen, ohne rechtswidrige Eingriffe zu behalten.

(2) Werden einem Kind widerrechtlich einige oder alle Bestandtei-
le seiner Identitdt genommen, so gewéahren die Vertragsstaa-
ten ihm angemessenen Beistand und Schutz mit dem Ziel, sei-
ne Identitat so schnell wie méglich wiederherzustellen.
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Artikel 9

[Trennung von den Eltern; persénlicher Umgang]
(1) Die Vertragsstaaten stellen sicher, daB ein Kind nicht gegen
den Willen seiner Eltern von diesen getrennt wird, es sei denn,
daB die zustandigen Behdrden in einer gerichtlich nachprufba-
ren Entscheidung nach den anzuwendenden Rechtsvorschrif-
ten und Verfahren bestimmen, daB diese Trennung zum Wohl
des Kindes notwendig ist. Eine solche Entscheidung kann im
Einzelfall notwendig werden, wie etwa wenn das Kind durch die
Eltern miBhandelt oder vernachlassigt wird oder wenn bei ge-
trennt lebenden Eltern eine Entscheidung tber den Aufent-
haltsort des Kindes zu treffen ist.
In Verfahren nach Absatz 1 ist allen Beteiligten Gelegenheit zu
geben, am Verfahren teilzunehmen und ihre Meinung zu
auBern.
Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes, das von ei-
nem oder beiden Elternteilen getrennt ist, regelmaBige per-
sonliche Beziehungen und unmittelbare Kontakte zu beiden El-
ternteilen zu pflegen, soweit dies nicht dem Wohl des Kindes
widerspricht.
Ist die Trennung Folge einer von einem Vertragsstaat eingelei-
teten MaBnahme, wie etwa einer Freiheitsentziehung, Frei-
heitsstrafe, Landesverweisung oder Abschiebung oder des To-
des eines oder beider Elternteile oder des Kindes (auch eines
Todes, der aus irgendeinem Grund eintritt, wahrend der Be-
treffende sich in staatlichem Gewahrsam befindet), so erteilt
der Vertragsstaat auf Antrag den Eltern, dem Kind oder gege-
benenfalls einem anderen Familienangehorigen die wesentli-
chen Auskuinfte Uber den Verbleib des oder der abwesenden
Familienangehérigen, sofern dies nicht dem Wohl des Kindes
abtraglich ware. Die Vertragsstaaten stellen ferner sicher, daf3
allein die Stellung eines solchen Antrags keine nachteiligen
Folgen fir den oder die Betroffenen hat.
Artikel 10

[Familienzusammenfihrung; grenziberschreitende Kontakte]
(1) Entsprechend der Verpflichtung der Vertragsstaaten nach Ar-
tikel 9 Absatz 1 werden von einem Kind oder seinen Eltern
zwecks Familienzusammenfihrung gestellte Antrage auf Ein-
reise in einen Vertragsstaat oder Ausreise aus einem Ver-
tragsstaat von den Vertragsstaaten wohlwollend, human und
beschleunigt bearbeitet. Die Vertragsstaaten stellen ferner si-
cher, daB die Stellung eines solchen Antrags keine nachteiligen
Folgen fir die Antragsteller und deren Familienangehdrige hat.
Ein Kind, dessen Eltern ihren Aufenthalt in verschiedenen Staa-
ten haben, hat das Recht, regelméaBige persdnliche Beziehun-
gen und unmittelbare Kontakte zu beiden Elternteilen zu pfle-
gen, soweit nicht auBergewdhnliche Umstande vorliegen. Zu
diesem Zweck achten die Vertragsstaaten entsprechend ihrer
Verpflichtung nach Artikel 9 Absatz 1 das Recht des Kindes und
seiner Eltern, aus jedem Land einschlieBlich ihres eigenen aus-
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zureisen und in ihr eigenes Land einzureisen. Das Recht auf
Ausreise aus einem Land unterliegt nur den gesetzlich vorge-
sehenen Beschrankungen, die zum Schutz der nationalen Si-
cherheit, der 6ffentlichen Ordnung (ordre public), der Volksge-
sundheit, der 6ffentlichen Sittlichkeit oder der Rechte und
Freiheiten anderer notwendig und mit den anderen in diesem
Ubereinkommen anerkannten Rechten vereinbar sind.

Artikel 11
[Rechtswidrige Verbringung von Kindern ins Ausland]

(1) Die Vertragsstaaten treffen MaBnahmen, um das rechtswidri-
ge Verbringen von Kindern ins Ausland und ihre rechtswidrige
Nichtriickgabe zu bekampfen.

(2) Zu diesem Zweck foérdern die Vertragsstaaten den AbschluB
zwei- oder mehrseitiger Ubereinkiinfte oder den Beitritt zu be-
stehenden Ubereinkinften.

Artikel 12
[Berticksichtigung des Kindeswillens]

(1) Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das féhig ist, sich eine

eigene Meinung zu bilden, das Recht zu, diese Meinung in al-

len das Kind berGihrenden Angelegenheiten frei zu &uBern, und
berlcksichtigen die Meinung des Kindes angemessen und ent-
sprechend seinem Alter und seiner Reife.

Zu diesem Zweck wird dem Kind insbesondere Gelegenheit ge-

geben, in allen das Kind bertihrenden Gerichts- oder Verwal-

tungsverfahren entweder unmittelbar oder durch einen Vertre-
ter oder eine geeignete Stelle im Einklang mit den inner-
staatlichen Verfahrensvorschriften gehort zu werden.

Artikel 13
[Meinungs- und Informationsfreiheit]

(1) Das Kind hat das Recht auf freie MeinungsauBerung; dieses

Recht schlieBt die Freiheit ein, ungeachtet der Staatsgrenzen

Informationen und Gedankengut jeder Art in Wort, Schrift oder

Druck, durch Kunstwerke oder andere vom Kind gewéahlte Mit-

tel sich zu beschaffen, zu empfangen und weiterzugeben.

Die Austlibung dieses Rechts kann bestimmten, gesetzlich vor-

gesehenen Einschrankungen unterworfen werden, die erfor-

derlich sind

a) fur die Achtung der Rechte oder des Rufes anderer oder

b) fir den Schutz der nationalen Sicherheit, der 6ffentlichen

Ordnung (ordre public), der Volksgesundheit oder der 6f-
fentlichen Sittlichkeit.

Artikel 14
[Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit]

(1) Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes auf Gedan-
ken-, Gewissens- und Religionsfreiheit.

(2) Die Vertragsstaaten achten die Rechte und Pflichten der Eltern
und gegebenenfalls des Vormunds, das Kind bei der Ausu-
bung dieses Rechts in einer seiner Entwicklung entsprechen-
den Weise zu leiten.
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(3) Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekun-
den, darf nur den gesetzlich vorgesehenen Einschréankungen
unterworfen werden, die zum Schutz der 6ffentlichen Sicher-
heit, Ordnung, Gesundheit oder Sittlichkeit oder der Grund-
rechte und -freiheiten anderer erforderlich sind.

Artikel 15
[Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit]

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes an, sich
frei mit anderen zusammenzuschlieBen und sich friedlich zu
versammeln.
Die Auslbung dieses Rechts darf keinen anderen als den ge-
setzlich vorgesehenen Einschrankungen unterworfen werden,
die in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der na-
tionalen oder der 6ffentlichen Sicherheit, der 6ffentlichen Ord-
nung (ordre public), zum Schutz der Volksgesundheit oder der
offentlichen Sittlichkeit oder zum Schutz der Rechte und Frei-
heiten anderer notwendig sind.

Artikel 16
[Schutz der Privatsphéare und Ehre]

(1) Kein Kind darf willkiirlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in
sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung oder seinen
Schriftverkehr oder rechtswidrigen Beeintrachtigungen seiner
Ehre und seines Rufes ausgesetzt werden.

(2) Das Kind hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche
Eingriffe oder Beeintrachtigungen.

Artikel 17
[Zugang zu den Medien; Kinder- und Jugendschutz]

Die Vertragsstaaten erkennen die wichtige Rolle der Massen-

medien an und stellen sicher, daB das Kind Zugang hat zu In-

formationen und Material aus einer Vielfalt nationaler und in-
ternationaler Quellen, insbesondere derjenigen, welche die

Foérderung seines sozialen, seelischen und sittlichen Wohler-

gehens sowie seiner korperlichen und geistigen Gesundheit

zum Ziel haben. Zu diesem Zweck werden die Vertragsstaaten

a) die Massenmedien ermutigen, Informationen und Material zu
verbreiten, die fur das Kind von sozialem und kulturellem
Nutzen sind und dem Geist des Artikels 29 entsprechen;

b) die internationale Zusammenarbeit bei der Herstellung, beim
Austausch und bei der Verbreitung dieser Informationen und
dieses Materials aus einer Vielfalt nationaler und internatio-
naler kultureller Quellen férdern;

c) die Herstellung und Verbreitung von Kinderblichern férdern;

d) die Massenmedien ermutigen,den sprachlichen Bedurfnis-
sen eines Kindes, das einer Minderheit angehért oder Ur-
einwohner ist, besonders Rechnung zu tragen;

e) die Erarbeitung geeigneter Richtlinien zum Schutz des Kin-
des vor Informationen und Material, die sein Wohlergehen
beeintrachtigen, férdern, wobei die Artikel 13 und 18 zu be-
rucksichtigen sind.
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Artikel 18

[Verantwortung firr das Kindeswohl]
(1) Die Vertragsstaaten bemiihen sich nach besten Kréaften, die
Anerkennung des Grundsatzes sicherzustellen, daB3 beide El-
ternteile gemeinsam fir die Erziehung und Entwicklung des
Kindes verantwortlich sind. Fur die Erziehung und Entwicklung
des Kindes sind in erster Linie die Eltern oder gegebenenfalls
der Vormund verantwortlich. Dabei ist das Wohl des Kindes ihr
Grundanliegen.
Zur Gewahrleistung und Férderung der in diesem Uberein-
kommen festgelegten Rechte unterstitzen die Vertragsstaaten
die Eltern und den Vormund in angemessener Weise bei der
Erfullung ihrer Aufgabe, das Kind zu erziehen, und sorgen flr
den Ausbau von Institutionen, Einrichtungen und Diensten fiir
die Betreuung von Kindern.
Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten MaBnahmen, um
sicherzustellen, daB Kinder berufstatiger Eltern das Recht ha-
ben, die flr sie in Betracht kommenden Kinderbetreuungs-
dienste und -einrichtungen zu nutzen.
Artikel 19

[Schutz vor Gewaltanwendung, MiBhandlung, Verwahrlosung]
(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-,
Verwaltungs-, Sozial- und BildungsmaBnahmen, um das Kind
vor jeder Form kérperlicher oder geistiger Gewaltanwendung,
Schadenszufligung oder MiBhandlung, vor Verwahrlosung
oder Vernachléassigung, vor schlechter Behandlung oder Aus-
beutung einschlieBlich des sexuellen MiBbrauchs zu schiitzen,
solange es sich in der Obhut der Eltern oder eines Elternteils,
eines Vormunds oder anderen gesetzlichen Vertreters oder ei-
ner anderen Person befindet, die das Kind betreut.
Diese SchutzmaBnahmen sollen je nach den Gegebenheiten
wirksame Verfahren zur Aufstellung von Sozialprogrammen
enthalten, die dem Kind und denen, die es betreuen, die erfor-
derliche Unterstlutzung gewéhren und andere Formen der Vor-
beugung vorsehen sowie MaBnahmen zur Aufdeckung, Mel-
dung, Weiterverweisung, Untersuchung, Behandlung und
Nachbetreuung in den in Absatz 1 beschriebenen Féllen
schlechter Behandlung von Kindern und gegebenenfalls fiir
das Einschreiten der Gerichte.
Artikel 2o
[Von der Familie getrennt lebende Kinder; Pflegefamilie; Adop-
tion]
Ein Kind, das voriubergehend oder dauernd aus seiner famili-
aren Umgebung herausgelést wird oder dem der Verbleib in
dieser Umgebung im eigenen Interesse nicht gestattet werden
kann, hat Anspruch auf den besonderen Schutz und Beistand
des Staates.
Die Vertragsstaaten stellen nach MaBgabe ihres innerstaatli-
chen Rechts andere Formen der Betreuung eines solchen Kin-
des sicher.
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(3) Als andere Form der Betreuung kommt unter anderem die Auf-

nahme in eine Pflegefamilie, die Kafala nach islamischem
Recht, die Adoption oder, falls erforderlich, die Unterbringung
in einer geeigneten Kinderbetreuungseinrichtung in Betracht.
Bei der Wahl zwischen diesen Ldsungen sind die erwlinschte
Kontinuitéat in der Erziehung des Kindes sowie die ethnische,
religiése, kulturelle und sprachliche Herkunft des Kindes ge-
bihrend zu berticksichtigen.

Artikel 21

d)

e)

[Adoption]

Die Vertragsstaaten, die das System der Adoption anerkennen
oder zulassen, gewahrleisten, daB dem Wohl des Kindes bei
der Adoption die hdchste Bedeutung zugemessen wird; die
Vertragsstaaten

stellen sicher, daB die Adoption eines Kindes nur durch die zu-
standigen Behorden bewilligt wird, die nach den anzuwenden-
den Rechtsvorschriften und Verfahren und auf der Grundlage
aller verlaBlichen einschlagigen Informationen entscheiden,
daB die Adoption angesichts des Status des Kindes in bezug
auf Eltern, Verwandte und einen Vormund zulassig ist und daB,
soweit dies erforderlich ist, die betroffenen Personen in Kennt-
nis der Sachlage und auf der Grundlage einer gegebenenfalls
erforderlichen Beratung der Adoption zugestimmt haben;
erkennen an, daf die internationale Adoption als andere Form
der Betreuung angesehen werden kann, wenn das Kind nicht
in seinem Heimatland in einer Pflege- oder Adoptionsfamilie
untergebracht oder wenn es dort nicht in geeigneter Weise be-
treut werden kann;

stellen sicher, daB3 das Kind im Fall einer internationalen Adop-
tion in den GenuB der fir nationale Adoptionen geltenden
Schutzvorschriften und Normen kommt;

treffen alle geeigneten MaBnahmen, um sicherzustellen, da3
bei internationaler Adoption fiir die Beteiligten keine unstatt-
haften Vermdgensvorteile entstehen;

férdern die Ziele dieses Artikels gegebenenfalls durch den Ab-
schluB zwei- oder mehrseitiger Ubereinkiinfte und bemiihen
sich in diesem Rahmen sicherzustellen, da3 die Unterbringung
des Kindes in einem anderen Land durch die zustandigen
Behorden oder Stellen durchgefiihrt wird.

Artikel 22

[Fltichtlingskinder]

(1) Die Vertragsstaaten treffen geeignete MaBnahmen, um si-

cherzustellen, daB ein Kind, das die Rechtsstellung eines
Flichtlings begehrt oder nach MaBgabe der anzuwendenden
Regeln und Verfahren des Vélkerrechts oder des innerstaatli-
chen Rechts als Flichtling angesehen wird, angemessenen
Schutz und humanitére Hilfe bei der Wahrnehmung der Rech-
te erhélt, die in diesem Ubereinkommen oder in anderen inter-
nationalen Ubereinkiinften Giber Menschenrechte oder iiber

—

humanitare Fragen, denen die genannten Staaten als Ver-
tragsparteien angehoren, festgelegt sind, und zwar unabhén-
gig davon, ob es sich in Begleitung seiner Eltern oder einer an-
deren Person befindet oder nicht.

Zu diesem Zweck wirken die Vertragsstaaten in der ihnen an-
gemessen erscheinenden Weise bei allen Bemuihungen mit,
welche die Vereinten Nationen und andere zustandige zwi-
schenstaatliche oder nichtstaatliche Organisationen, die mit
den Vereinten Nationen zusammenarbeiten, unternehmen, um
ein solches Kind zu schiitzen, um ihm zu helfen und um die EI-
tern oder andere Familienangehdrige eines Fliichtlingskinds
ausfindig zu machen mit dem Ziel, die fir eine Familienzusam-
menfuhrung notwendigen Informationen zu erlangen. Kénnen
die Eltern oder andere Familienangehdrige nicht ausfindig ge-
macht werden, so ist dem Kind im Einklang mit den in diesem
Ubereinkommen enthaltenen Grundsétzen derselbe Schutz zu
gewahren wie jedem anderen Kind, das aus irgendeinem
Grund dauernd oder voriibergehend aus seiner familiaren Um-
gebung herausgel6st ist.

Artikel 23
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[Férderung behinderter Kinder]

Die Vertragsstaaten erkennen an, daB ein geistig oder kérper-
lich behindertes Kind ein erfllltes und menschenwurdiges Le-
ben unter Bedingungen fiihren soll, welche die Wiirde des Kin-
des wahren, seine Selbstandigkeit férdern und seine aktive
Teilnahme am Leben der Gemeinschaft erleichtern.

Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des behinderten Kin-
des auf besondere Betreuung an und treten dafir ein und stel-
len sicher, daB dem behinderten Kind und den fir seine Be-
treuung Verantwortlichen im Rahmen der verfligbaren Mittel
auf Antrag die Unterstltzung zuteil wird, die dem Zustand des
Kindes sowie den Lebensumstanden der Eltern oder anderer
Personen, die das Kind betreuen, angemessen ist.

In Anerkennung der besonderen Bedlrfnisse eines behinder-
ten Kindes ist die nach Absatz 2 gewahrte Unterstiitzung so-
weit irgend mdglich und unter Berlcksichtigung der finanziel-
len Mittel der Eltern oder anderer Personen, die das Kind
betreuen, unentgeltlich zu leisten und so zu gestalten, daB si-
chergestellt ist, daB Erziehung, Ausbildung, Gesundheitsdien-
ste, Rehabilitationsdienste, Vorbereitung auf das Berufsleben
und Erholungsmdglichkeiten dem behinderten Kind tatséchlich
in einer Weise zugénglich sind, die der mdglichst vollstandigen
sozialen Integration und individuellen Entfaltung des Kindes
einschlieBlich seiner kulturellen und geistigen Entwicklung for-
derlich ist.

Die Vertragsstaaten fordern im Geist der internationalen Zu-
sammenarbeit den Austausch sachdienlicher Informationen im
Bereich der Gesundheitsvorsorge und der medizinischen, psy-
chologischen und funktionellen Behandlung behinderter Kinder



einschlieBlich der Verbreitung von Informationen tber Metho-
den der Rehabilitation, der Erziehung und der Berufsausbil-
dung und des Zugangs zu solchen Informationen, um es den
Vertragsstaaten zu erméglichen, in diesen Bereichen ihre
Fahigkeiten und ihr Fachwissen zu verbessern und weitere Er-
fahrungen zu sammeln. Dabei sind die Bedurfnisse der Ent-
wicklungsléander besonders zu berticksichtigen.

Artikel =24

[Gesundheitsvorsorge]

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf das
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erreichbare HochstmaB3 an Gesundheit an sowie auf Inan-
spruchnahme von Einrichtungen zur Behandlung von Krank-
heiten und zur Wiederherstellung der Gesundheit. Die Ver-
tragsstaaten bemuhen sich sicherzustellen, daB keinem Kind
das Recht auf Zugang zu derartigen Gesundheitsdiensten vor-
enthalten wird.

Die Vertragsstaaten bemihen sich, die volle Verwirklichung

dieses Rechts sicherzustellen, und treffen insbesondere ge-

eignete MaBnahmen, um

a) die Sauglings- und Kindersterblichkeit zu verringern;

b) sicherzustellen, daB alle Kinder die notwendige arztliche Hil-
fe und Gesundheitsfirsorge erhalten, wobei besonderer
Nachdruck auf den Ausbau der gesundheitlichen Grundver-
sorgung gelegt wird;

c¢) Krankheiten sowie Unter- und Fehlerndhrung auch im Rah-
men der gesundheitlichen Grundversorgung zu bekdmpfen,
unter anderem durch den Einsatz leicht zuganglicher Tech-
nik und durch die Bereitstellung ausreichender vollwertiger
Nahrungsmittel und sauberen Trinkwassers, wobei die Ge-
fahren und Risiken der Umweltverschmutzung zu berick-
sichtigen sind;

d) eine angemessene Gesundheitsfirsorge fur Matter vor und
nach der Entbindung sicherzustellen;

e) sicherzustellen, daB allen Teilen der Gesellschaft, insbeson-
dere Eltern und Kindern, Grundkenntnisse Uber die Gesund-
heit und Ernahrung des Kindes, die Vorteile des Stillens, die
Hygiene und die Sauberhaltung der Umwelt sowie die Un-
fallverhltung vermittelt werden, daB sie Zugang zu der ent-
sprechenden Schulung haben und daB sie bei der Anwen-
dung dieser Grundkenntnisse Unterstiitzung erhalten;

f) die Gesundheitsvorsorge, die Elternberatung sowie die Auf-
klarung und die Dienste auf dem Gebiet der Familienpla-
nung auszubauen.

Die Vertragsstaaten treffen alle wirksamen und geeigneten

MaBnahmen, um uberlieferte Brauche, die fur die Gesundheit

der Kinder schéadlich sind, abzuschaffen.

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die internationale Zu-

sammenarbeit zu unterstiitzen und zu férdern, um fortschrei-

tend die volle Verwirklichung des in diesem Artikel anerkann-

ten Rechts zu erreichen. Dabei sind die Bedrfnisse der Ent-
wicklungslander besonders zu berticksichtigen.

Artikel 25

[Unterbringung]
Die Vertragsstaaten erkennen an, daB ein Kind, das von den
zustandigen Behorden wegen einer kérperlichen oder geistigen
Erkrankung zur Betreuung, zum Schutz der Gesundheit oder
zur Behandlung untergebracht worden ist, das Recht hat auf ei-
ne regelmaBige Uberpriifung der dem Kind gewahrten Be-
handlung sowie aller anderen Umstande, die fiir seine Unter-
bringung von Belang sind.

Artikel 26
[Soziale Sicherheit]

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf Lei-

stungen der sozialen Sicherheit einschlieBlich der Sozialversi-

cherung an und treffen die erforderlichen MaBnahmen, um die
volle Verwirklichung dieses Rechts in Ubereinstimmung mit
dem innerstaatlichen Recht sicherzustellen.

Die Leistungen sollen gegebenenfalls unter Berlcksichtigung

der wirtschaftlichen Verhaltnisse und der sonstigen Umsténde

des Kindes und der Unterhaltspflichtigen sowie anderer fir die

Beantragung von Leistungen durch das Kind oder im Namen

des Kindes maBgeblicher Gesichtspunkte gewahrt werden.

Artikel 27
[Angemessene Lebensbedingungen; Unterhalt]

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf ei-
nen seiner korperlichen, geistigen, seelischen, sittlichen und
sozialen Entwicklung angemessenen Lebensstandard an.

(2) Es istin erster Linie Aufgabe der Eltern oder anderer fir das
Kind verantwortlicher Personen, im Rahmen ihrer Fahigkeiten
und finanziellen Méglichkeiten die fir die Entwicklung des Kin-
des notwendigen Lebensbedingungen sicherzustellen.
Die Vertragsstaaten treffen gemaB ihren innerstaatlichen Ver-
haltnissen und im Rahmen ihrer Mittel geeignete MaBnahmen,
um den Eltern und anderen flr das Kind verantwortlichen Per-
sonen bei der Verwirklichung dieses Rechts zu helfen, und se-
hen bei Bedurftigkeit materielle Hilfs- und Unterstitzungspro-
gramme insbesondere im Hinblick auf Ernahrung, Bekleidung
und Wohnung vor.

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten MaBnahmen, um

die Geltendmachung von Unterhaltsanspriichen des Kindes

gegeniiber den Eltern oder anderen finanziell fir das Kind ver-
antwortlichen Personen sowohl innerhalb des Vertragsstaats
als auch im Ausland sicherzustellen. Insbesondere férdern die

Vertragsstaaten, wenn die fur das Kind finanziell verantwortli-

che Person in einem anderen Staat lebt als das Kind, den Bei-

tritt zu internationalen Ubereinkiinften oder den AbschluB sol-
cher Ubereinkiinfte sowie andere geeignete Regelungen.
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Artikel 28
[Recht auf Bildung; Schule; Berufsausbildung]

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf Bil-

dung an; um die Verwirklichung dieses Rechts auf der Grund-

lage der Chancengleichheit fortschreitend zu erreichen, werden
sie insbesondere

a) den Besuch der Grundschule fir alle zur Pflicht und unent-
geltlich machen;

b) die Entwicklung verschiedener Formen der weiterfihrenden
Schulen allgemeinbildender und berufsbildender Art férdern,
sie allen Kindern verfligbar und zugéanglich machen und ge-
eignete MaBnahmen wie die Einfihrung der Unentgeltlich-
keit und die Bereitstellung finanzieller Unterstiitzung bei Be-
durftigkeit treffen;

c) allen entsprechend ihren Féhigkeiten den Zugang zu den
Hochschulen mit allen geeigneten Mitteln ermdglichen;

d) Bildungs- und Berufsberatung allen Kindern verfligbar und
zugénglich machen;

e) MaBnahmen treffen, die den regelmaBigen Schulbesuch for-
dern und den Anteil derjenigen, welche die Schule vorzeitig
verlassen, verringern.

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten MaBnahmen, um

sicherzustellen, daB die Disziplin in der Schule in einer Weise

gewahrt wird, die der Menschenwirde des Kindes entspricht

Inhalt
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84 und im Einklang mit diesem Ubereinkommen steht.
(3) Die Vertragsstaaten férdern die internationale Zusammenarbeit
E im Bildungswesen, insbesondere um zur Beseitigung von Un-
wissenheit und Analphabetentum in der Welt beizutragen und

den Zugang zu wissenschaftlichen und technischen Kenntnis-

sen und modernen Unterrichtsmethoden zu erleichtern. Dabei

sind die Bedirfnisse der Entwicklungslander besonders zu
bertcksichtigen.
Artikel 29

[Bildungsziele; Bildungseinrichtungen]

(1) Die Vertragsstaaten stimmen darin Uberein, daB die Bildung
des Kindes darauf gerichtet sein muB,

a) die Personlichkeit, die Begabung und die geistigen und kor-
perlichen Fahigkeiten des Kindes voll zur Entfaltung zu brin-
gen;

b) dem Kind Achtung vor den Menschenrechten und Grundfrei-
heiten und den in der Charta der Vereinten Nationen veran-
kerten Grundséatzen zu vermitteln;

c) dem Kind Achtung vor seinen Eltern, seiner kulturellen Iden-
titat, seiner Sprache und seinen kulturellen Werten, den na-
tionalen Werten des Landes, in dem es lebt, und gegeben-
enfalls des Landes, aus dem es stammt, sowie vor ande-
ren Kulturen als der eigenen zu vermitteln;

d) das Kind auf ein verantwortungsbewuBtes Leben in einer
freien Gesellschaft im Geist der Verstandigung, des Frie-

dens, der Toleranz, der Gleichberechtigung der Geschlech-
ter und der Freundschaft zwischen allen Vélkern und ethni-
schen, nationalen und religiésen Gruppen sowie zu Urein-
wohnern vorzubereiten;
e) dem Kind Achtung vor der natlrlichen Umwelt zu vermitteln.
Dieser Artikel und Artikel 28 dirfen nicht so ausgelegt werden,
daB sie die Freiheit natlrlicher oder juristischer Personen be-
eintrachtigen, Bildungseinrichtungen zu griinden und zu fiihren,
sofern die in Absatz 1 festgelegten Grundséatze beachtet wer-
den und die in solchen Einrichtungen vermittelte Bildung den
von dem Staat gegebenenfalls festgelegten Mindestnormen
entspricht.
Artikel 30
[Minderheitenschutz]
In Staaten, in denen es ethnische, religidse oder sprachliche
Minderheiten oder Ureinwohner gibt, darf einem Kind, das ei-
ner solchen Minderheit angehért oder Ureinwohner ist, nicht
das Recht vorenthalten werden, in Gemeinschaft mit anderen
Angehdrigen seiner Gruppe seine eigene Kultur zu pflegen,
sich zu seiner eigenen Religion zu bekennen und sie auszu-
Uiben oder seine eigene Sprache zu verwenden.
Artikel 31
[Beteiligung an Freizeit, kulturellem und kinstlerischem Leben;
staatliche Férderung]
Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf Ruhe
und Freizeit an, auf Spiel und altersgemaBe aktive Erholung so-
wie auf freie Teilnahme am kulturellen und kinstlerischen Le-
ben.
Die Vertragsstaaten achten und férdern das Recht des Kindes
auf volle Beteiligung am kulturellen und kinstlerischen Leben
und férdern die Bereitstellung geeigneter und gleicher Még-
lichkeiten fur die kulturelle und kinstlerische Betatigung sowie
fur aktive Erholung und Freizeitbeschéftigung.
Artikel 32
[Schutz vor wirtschaftlicher Ausbeutung]
(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes an,vor
wirtschaftlicher Ausbeutung geschiitzt und nicht zu einer Arbeit
herangezogen zu werden, die Gefahren mit sich bringen, die
Erziehung des Kindes behindern oder die Gesundheit des Kin-
des oder seine korperliche, geistige, seelische, sittliche oder
soziale Entwicklung schadigen kénnte.
Die Vertragsstaaten treffen Gesetzgebungs-, Verwaltungs-,
Sozial- und BildungsmaBnahmen, um die Durchflihrung dieses
Artikels sicherzustellen. Zu diesem Zweck und unter Bertick-
sichtigung der einschlagigen Bestimmungen anderer interna-
tionaler Ubereinkiinfte werden die Vertragsstaaten insbeson-
dere
a) ein oder mehrere Mindestalter flir die Zulassung zur Arbeit
festlegen;
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b) eine angemessene Regelung der Arbeitszeit und der Ar-
beitsbedingungen vorsehen;

c) angemessene Strafen oder andere Sanktionen zur wirksa-
men Durchsetzung dieses Artikels vorsehen.

Artikel 33

[Schutz vor Suchtstoffen]
Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten MaBnahmen ein-
schlieBlich Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial- und Bil-
dungsmaBnahmen, um Kinder vor dem unerlaubten Gebrauch
von Suchtstoffen und psychotropen Stoffen im Sinne der dies-
beziiglichen internationalen Ubereinkiinfte zu schiitzen und
den Einsatz von Kindern bei der unerlaubten Herstellung die-
ser Stoffe und beim unerlaubten Verkehr mit diesen Stoffen zu
verhindern.

Artikel 34

[Schutz vor sexuellem MiBbrauch]
Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Kind vor allen For-
men sexueller Ausbeutung und sexuellen MiBbrauchs zu schiit-
zen. Zu diesem Zweck treffen die Vertragsstaaten insbeson-
dere alle geeigneten innerstaatlichen, zweiseitigen und
mehrseitigen MaBnahmen, um zu verhindern, da3 Kinder

a) zur Beteiligung an rechtswidrigen sexuellen Handlungen ver-
leitet oder gezwungen werden;

b) fir die Prostitution oder andere rechtswidrige sexuelle Prakti-
ken ausgebeutet werden;

c) fir pornographische Darbietungen und Darstellungen ausge-
beutet werden.

Artikel 35

[MaBnahmen gegen Entfihrung und Kinderhandel]
Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten innerstaatlichen,
zweiseitigen und mehrseitigen MaBnahmen, um die Entfiihrung
und den Verkauf von Kindern sowie den Handel mit Kindern zu
irgendeinem Zweck und in irgendeiner Form zu verhindern.

Artikel 36
[Schutz vor sonstiger Ausbeutung]

Die Vertragsstaaten schiitzen das Kind vor allen sonstigen For-
men der Ausbeutung, die das Wohl des Kindes in irgendeiner
Weise beeintrachtigen.

Artikel 37
[Verbot der Folter, der Todesstrafe, lebenslanger Freiheits-
strafe; Rechtsbeistandschaft]

Die Vertragsstaaten stellen sicher,

a) daB kein Kind der Folter oder einer anderen grausamen, un-
menschlichen oder erniedrigenden Behandlung oder Strafe un-
terworfen wird. Fur Straftaten, die von Personen vor Vollendung
des achtzehnten Lebensjahrs begangen worden sind, darf we-
der die Todesstrafe noch lebenslange Freiheitsstrafe ohne die
Méglichkeit vorzeitiger Entlassung verhangt werden;

b) daB keinem Kind die Freiheit rechtswidrig oder willkurlich ent-

zogen wird. Festnahme, Freiheitsentziehung oder Freiheits-
strafe darf bei einem Kind im Einklang mit dem Gesetz nur als
letztes Mittel und fir die kiirzeste angemessene Zeit ange-
wendet werden;

c) daB jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, menschlich und
mit Achtung vor der dem Menschen innewohnenden Wirde
und unter Berucksichtigung der Bedurfnisse von Personen sei-
nes Alters behandelt wird. Insbesondere ist jedes Kind, dem die
Freiheit entzogen ist, von Erwachsenen zu trennen, sofern nicht
ein anderes Vorgehen als dem Wohl des Kindes dienlich er-
achtet wird; jedes Kind hat das Recht, mit seiner Familie durch
Briefwechsel und Besuche in Verbindung zu bleiben, sofern
nicht auBergewdhnliche Umstéande vorliegen;

d) daB jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, das Recht auf
umgehenden Zugang zu einem rechtskundigen oder anderen
geeigneten Beistand und das Recht hat, die RechtméaBigkeit
der Freiheitsentziehung bei einem Gericht oder einer anderen
zustandigen, unabhangigen und unparteiischen Behérde an-
zufechten, sowie das Recht auf alsbaldige Entscheidung in ei-
nem solchen Verfahren.

Artikel 38

[Schutz bei bewaffneten Konflikten; Einziehung zu den Streit-

kréaften]

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die fiir sie verbindlichen

Regeln des in bewaffneten Konflikten anwendbaren huma-

nitaren Voélkerrechts, die fir das Kind Bedeutung haben, zu be-

achten und flr deren Beachtung zu sorgen.

Die Vertragsstaaten treffen alle durchfiihrbaren MaBnahmen,

um sicherzustellen, daB Personen, die das funfzehnte Le-

bensjahr noch nicht vollendet haben, nicht unmittelbar an

Feindseligkeiten teilnehmen.

Die Vertragsstaaten nehmen davon Abstand, Personen, die

das flinfzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, zu ihren

Streitkraften einzuziehen. Werden Personen zu den Streitkraf-

ten eingezogen, die zwar das fiinfzehnte, nicht aber das acht-

zehnte Lebensjahr vollendet haben, so bemuhen sich die Ver-
tragsstaaten, vorrangig die jeweils Altesten einzuziehen.

Im Einklang mit ihren Verpflichtungen nach dem humanitaren

Volkerrecht, die Zivilbevélkerung in bewaffneten Konflikten zu

schutzen, treffen die Vertragsstaaten alle durchfiihrbaren MaB-

nahmen, um sicherzustellen, daB3 von einem bewaffneten Kon-
flikt betroffene Kinder geschitzt und betreut werden.

Artikel 39
[Genesung und Wiedereingliederung geschadigter Kinder]
Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten MaBnahmen, um
die physische und psychische Genesung und die soziale Wie-
dereingliederung eines Kindes zu férdern, das Opfer irgendei-
ner Form von Vernachlassigung, Ausbeutung oder MiBhand-
lung, der Folter oder einer anderen Form grausamer,
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unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe
oder aber bewaffneter Konflikte geworden ist. Die Genesung
und Wiedereingliederung mussen in einer Umgebung stattfin-
den, die der Gesundheit, der Selbstachtung und der Wiirde des
Kindes forderlich ist.

Artikel 40

[Behandlung des Kindes in Strafrecht und Strafverfahren]

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes an, das

-~

der Verletzung der Strafgesetze verdéachtigt, beschuldigt oder

Uberfihrt wird, in einer Weise behandelt zu werden, die das Ge-

fuhl des Kindes fur die eigene Wirde und den eigenen Wert for-

dert, seine Achtung vor den Menschenrechten und Grundfrei-
heiten anderer stéarkt und das Alter des Kindes sowie die

Notwendigkeit berucksichtigt, seine soziale Wiedereinglieder-

ung sowie die Ubernahme einer konstruktiven Rolle in der Ge-

sellschaft durch das Kind zu férdern.

Zu diesem Zweck stellen die Vertragsstaaten unter Berlck-

sichtigung der einschlagigen Bestimmungen internationaler

Ubereinkiinfte insbesondere sicher,

a) daB kein Kind wegen Handlungen oder Unterlassungen, die
zur Zeit ihrer Begehung nach innerstaatlichem Recht oder
Volkerrecht nicht verboten waren, der Verletzung der Straf-
gesetze verdachtigt, beschuldigt oder Uberflhrt wird;

b) daB jedes Kind, das einer Verletzung der Strafgesetze ver-
déchtigt oder beschuldigt wird, Anspruch auf folgende Min-
destgarantien hat:

I) bis zum gesetzlichen Nachweis der Schuld als unschuldig
zu gelten,

Il) unverziiglich und unmittelbar tiber die gegen das Kind er-
hobenen Beschuldigungen unterrichtet zu werden, gege-
benenfalls durch seine Eltern oder seinen Vormund, und
einen rechtskundigen oder anderen geeigneten Beistand
zur Vorbereitung und Wahrnehmung seiner Verteidigung
zu erhalten,

Ill) seine Sache unverziglich durch eine zustandige Behorde
oder ein zustandiges Gericht, die unabhéngig und unpar-
teiisch sind, in einem fairen Verfahren entsprechend dem
Gesetz entscheiden zu lassen, und zwar in Anwesenheit
eines Rechtskundigen oder anderen geeigneten Beistands
sowie sofern dies nicht insbesondere in Anbetracht des Al-
ters oder der Lage des Kindes als seinem Wohl widerspre-
chend angesehen wird —in Anwesenheit seiner Eltern oder
seines Vormunds,

IV) nicht gezwungen zu werden, als Zeuge auszusagen oder
sich schuldig zu bekennen, sowie die Belastungszeugen zu
befragen oder befragen zu lassen und das Erscheinen
und die Vernehmung der Entlastungszeugen unter glei-
chen Bedingungen zu erwirken,
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V) wenn es einer Verletzung der Strafgesetze Uberflhrt ist,
diese Entscheidung und alle als Folge davon verhangten
MaBnahmen durch eine zustandige Ubergeordnete Behor-
de oder ein zustandiges hdheres Gericht, die unabhangig
und unparteiisch sind, entsprechend dem Gesetz nach-
prifen zu lassen,

V1) die unentgeltliche Hinzuziehung eines Dolmetschers zu
verlangen, wenn das Kind die Verhandlungssprache nicht
versteht oder spricht,

VIl) sein Privatleben in allen Verfahrensabschnitten voll ge-
achtet zu sehen.

Die Vertragsstaaten bemihen sich, den ErlaB von Gesetzen

sowie die Schaffung von Verfahren, Behérden und Einrichtun-

gen zu férdern, die besonders fur Kinder, die einer Verletzung
der Strafgesetze verdachtigt, beschuldigt oder tberfihrt wer-
den, gelten oder zustandig sind; insbesondere

a) legen sie ein Mindestalter fest, das ein Kind erreicht haben
muB, um als strafmiindig angesehen zu werden,

b) treffen sie, soweit dies angemessen und wiinschenswert ist,
MaBnahmen, um den Fall ohne ein gerichtliches Verfahren
zu regeln, wobei jedoch die Menschenrechte und die Rechts-
garantien uneingeschrankt beachtet werden mussen.

Um sicherzustellen, daB Kinder in einer Weise behandelt wer-

den, die ihrem Wohl dienlich ist und ihren Umsténden sowie der

Straftat entspricht, mufB eine Vielzahl von Vorkehrungen zur

Verfligung stehen, wie Anordnungen uber Betreuung, Anlei-

tung und Aufsicht, wie Beratung, Entlassung auf Bewé&hrung,

Aufnahme in eine Pflegefamilie, Bildungs- und Berufsbildungs-

programme und andere Alternativen zur Heimerziehung.

Artikel 41

[Weitergehende inlandische Bestimmungen]

Dieses Ubereinkommen 148t zur Verwirklichung der Rechte
des Kindes besser geeignete Bestimmungen unberuhrt, die
enthalten sind

im Recht eines Vertragsstaats oder

in dem fur diesen Staat geltenden Vélkerrecht.
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Artikel 42

[Verpflichtung zur Bekanntmachung]

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Grundséatze und Be-
stimmungen dieses Ubereinkommens durch geeignete und
wirksame MaBnahmen bei Erwachsenen und auch bei Kindern
allgemein bekannt zu machen.

Artikel 43
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[Einsetzung eines Ausschusses fur die Rechte des Kindes]
Zur Prifung der Fortschritte, welche die Vertragsstaaten bei der
Erfullung der in diesem Ubereinkommen eingegangenen Ver-
pflichtungen gemacht haben, wird ein AusschuB fur die Rech-
te des Kindes eingesetzt, der die nachstehend festgelegten
Aufgaben wahrnimmt.

Der AusschuB besteht aus zehn Sachverstéandigen von hohem
sittlichen Ansehen und anerkannter Sachkenntnis auf dem von
diesem Ubereinkommen erfaBten Gebiet. Die Mitglieder des
Ausschusses werden von den Vertragsstaaten unter ihren
Staatsangehdrigen ausgewahlt und sind in personlicher Ei-
genschaft tatig, wobei auf eine gerechte geographische Ver-
teilung zu achten ist sowie die hauptsé&chlichen Rechtssysteme
zu berticksichtigen sind.

Die Mitglieder des Ausschusses werden in geheimer Wahl aus
einer Liste von Personen gewahlt, die von den Vertragsstaaten
vorgeschlagen worden sind. Jeder Vertragsstaat kann einen
seiner eigenen Staatsangehorigen vorschlagen.

Die Wahl des Ausschusses findet zum erstenmal spatestens
sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Ubereinkommens und
danach alle zwei Jahre statt. Spatestens vier Monate vor jeder
Wahl fordert der Generalsekretar der Vereinten Nationen die
Vertragsstaaten schriftlich auf, ihre Vorschlage innerhalb von
zwei Monaten einzureichen.

Der Generalsekretar fertigt sodann eine alphabetische Liste al-
ler auf diese Weise vorgeschlagenen Personen an, unter An-
gabe der Vertragsstaaten, die sie vorgeschlagen haben, und
Ubermittelt sie den Vertragsstaaten.

Die Wahlen finden auf vom Generalsekretar am Sitz der Ver-
einten Nationen einberufenen Tagungen der Vertragsstaaten
statt. Auf diesen Tagungen, die beschluBféhig sind, wenn zwei
Drittel der Vertragsstaaten vertreten sind, gelten die Kandida-
ten als in den AusschuB gewahlt, welche die héchste Stim-
menzahl und die absolute Stimmenmehrheit der anwesenden
und abstimmenden Vertreter der Vertragsstaaten auf sich ver-
einigen.

Die AusschuBmitglieder werden fiir vier Jahre gewéhlt. Auf er-
neuten Vorschlag kdnnen sie wiedergewahlt werden. Die Amts-
zeit von funf der bei der ersten Wahl gewahlten Mitglieder lauft
nach zwei Jahren ab; unmittelbar nach der ersten Wahl werden
die Namen dieser finf Mitglieder vom Vorsitzenden der Ta-
gung durch das Los bestimmt.

(7) Wenn ein AusschuBmitglied stirbt oder zurGcktritt oder erklart,

— =
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(11

(12)

daB es aus anderen Griinden die Aufgaben des Ausschusses
nicht mehr wahrnehmen kann, ernennt der Vertragsstaat, der
das Mitglied vorgeschlagen hat, fur die verbleibende Amtszeit
mit Zustimmung des Ausschusses einen anderen unter seinen
Staatsangehdrigen ausgewahlten Sachverstandigen.

Der AusschuB gibt sich eine Geschaftsordnung.

Der AusschuB3 wahlt seinen Vorstand fir zwei Jahre.

Die Tagungen des Ausschusses finden in der Regel am Sitz der
Vereinten Nationen oder an einem anderen vom AusschuB be-
stimmten geeigneten Ort statt. Der AusschuB tritt in der Regel
einmal jahrlich zusammen. Die Dauer der AusschuBtagungen
wird auf einer Tagung der Vertragsstaaten mit Zustimmung der
Generalversammlung festgelegt und wenn nétig geéndert.
Der Generalsekretar der Vereinten Nationen stellt dem Aus-
schuf3 das Personal und die Einrichtungen zur Verfligung, die
dieser zur wirksamen Wahrnehmung seiner Aufgaben nach
diesem Ubereinkommen benétigt.

Die Mitglieder des nach diesem Ubereinkommen eingesetz-
ten Ausschusses erhalten mit Zustimmung der Generalver-
sammlung Bezlge aus Mitteln der Vereinten Nationen zu den
von der Generalversammlung zu beschlieBenden Bedingun-
gen.

Artikel 44

[Berichtspflicht]

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem AusschuB tuber den
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Generalsekretar der Vereinten Nationen Berichte Uber die

MaBnahmen, die sie zur Verwirklichung der in diesem Uberein-

kommen anerkannten Rechte getroffen haben, und Uber die

dabei erzielten Fortschritte vorzulegen, und zwar

a) innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten des Uberein-
kommens flr den betreffenden Vertragsstaat,

b) danach alle funf Jahre.

In den nach diesem Artikel erstatteten Berichten ist auf etwa be-

stehende Umstande und Schwierigkeiten hinzuweisen, welche

die Vertragsstaaten daran hindern, die in diesem Ubereinkom-

men vorgesehenen Verpflichtungen voll zu erfillen. Die Be-

richte missen auch ausreichende Angaben enthalten, die dem

AusschuB ein umfassendes Bild von der Durchfiihrung des

Ubereinkommens in dem betreffenden Land vermitteln.

Ein Vertragsstaat, der dem AusschuB einen ersten umfassen-

den Bericht vorgelegt hat, braucht in seinen nach Absatz 1

Buchstabe b vorgelegten spéateren Berichten die friiher mitge-

teilten grundlegenden Angaben nicht zu wiederholen.

Der AusschuB kann die Vertragsstaaten um weitere Angaben

Uber die Durchfiihrung des Ubereinkommens ersuchen.

Der Ausschuf3 legt der Generalversammlung Uber den Wirt-

schafts- und Sozialrat alle zwei Jahre einen Tatigkeitsbericht

vor.
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(6) Die Vertragsstaaten sorgen fir eine weite Verbreitung ihrer Be-
richte im eigenen Land.

Artikel 45
[Mitwirkung anderer Organe der Vereinten Nationen]

Um die wirksame Durchfilhrung dieses Ubereinkommens und
die internationale Zusammenarbeit auf dem von dem Uberein-
kommen erfaBten Gebiet zu férdern,

a) haben die Sonderorganisationen, das Kinderhilfswerk der Ver-
einten Nationen und andere Organe der Vereinten Nationen
das Recht, bei der Erorterung der Durchfiihrung derjenigen Be-
stimmungen des Ubereinkommens vertreten zu sein,die in
ihren Aufgabenbereich fallen. Der Ausschuf3 kann, wenn er
dies fur angebracht hélt, die Sonderorganisationen, das Kin-
derhilfswerk der Vereinten Nationen und andere zustandige
Stellen einladen, sachkundige Stellungnahmen zur Durch-
fihrung des Ubereinkommens auf Gebieten abzugeben, die in
ihren jeweiligen Aufgabenbereich fallen. Der AusschuBB kann
die Sonderorganisationen, das Kinderhilfswerk der Vereinten
Nationen und andere Organe der Vereinten Nationen einladen,
ihm Berichte tber die Durchfiihrung des Ubereinkommens auf
Gebieten vorzulegen, die in ihren Tatigkeitsbereich fallen;

b) Ubermittelt der AusschuB, wenn er dies fir angebracht halt, den
Sonderorganisationen, dem Kinderhilfswerk der Vereinten Na-
tionen und anderen zustandigen Stellen Berichte der Vertrags-
staaten, die ein Ersuchen um fachliche Beratung oder Unter-
stltzung oder einen Hinweis enthalten, daB3 ein diesbezlig-
liches Bedurfnis besteht; etwaige Bemerkungen und Vorschla-
ge des Ausschusses zu diesen Ersuchen oder Hinweisen wer-
den beigefiigt;

c) kann der Ausschuf3 der Generalversammlung empfehlen, den
Generalsekretar zu ersuchen, fir den AusschuB Untersuch-
ungen Uber Fragen im Zusammenhang mit den Rechten des
Kindes durchzufihren;

d) kann der Ausschuf3 aufgrund der Angaben, die er nach den Ar-
tikeln 44 und 45 erhalten hat, Vorschléage und allgemeine Empf-
ehlungen unterbreiten. Diese Vorschlage und allgemeinen
Empfehlungen werden den betroffenen Vertragsstaaten tber-
mittelt und der Generalversammlung zusammen mit etwaigen
Bemerkungen der Vertragsstaaten vorgelegt.
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Artikel 46
[Unterzeichnung]

Dieses Ubereinkommen liegt fiir alle Staaten zur Unterzeich-
nung auf.

Artikel 47
[Ratifikation]

Dieses Ubereinkommen bedarf der Ratifikation.
Die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretar der
Vereinten Nationen hinterlegt.

Artikel 48
[Beitritt]

Dieses Ubereinkommen steht allen Staaten zum Beitritt offen.
Die Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretar der Ver-
einten Nationen hinterlegt.

Artikel 49
[Inkrafttreten]

(1) Dieses Ubereinkommen tritt am dreiBigsten Tag nach Hinter-
legung der zwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde
beim Generalsekretar der Vereinten Nationen in Kraft.

(2) Furjeden Staat, der nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde dieses Ubereinkommen ratifiziert
oder ihm beitritt, tritt es am dreiBigsten Tag nach Hinterlegung
seiner eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

Artikel 5o
[Anderungen]

(1) Jeder Vertragsstaat kann eine Anderung vorschlagen und sie
beim Generalsekretar der Vereinten Nationen einreichen. Der
Generalsekretar ibermittelt sodann den Anderungsvorschlag
den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm mitzuteilen, ob
sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Ab-
stimmung Uber den Vorschlag befiirworten. Beflrwortet inner-
halb von vier Monaten nach dem Datum der Ubermittlung we-
nigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz,
so beruft der Generalsekretar die Konferenz unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Anderung, die von
der Mehrheit der auf der Konferenz anwesenden und abstim-
menden Vertragsstaaten angenommen wird, wird der Gene-
ralversammlung zur Billigung vorgelegt.

Eine nach Absatz 1 angenommene Anderung tritt in Kraft, wenn

sie von der Generalversammlung der Vereinten Nationen ge-

billigt und von einer Zweidrittelmehrheit der Vertragsstaaten
angenommen worden ist.

Tritt eine Anderung in Kraft, so ist sie fir die Vertragsstaaten,

die sie angenommen haben, verbindlich, wéahrend flr die an-

deren Vertragsstaaten weiterhin die Bestimmungen dieses

Ubereinkommens und alle friiher von ihnen angenommenen

Anderungen gelten.
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Artikel 5a
[Vorbehalte]

(1) Der Generalsekretar der Vereinten Nationen nimmt den Wort-
laut von Vorbehalten, die ein Staat bei der Ratifikation oder
beim Beitritt anbringt, entgegen und leitet ihn allen Staaten zu.

(2) Vorbehalte, die mit Ziel und Zweck dieses Ubereinkommens
unvereinbar sind, sind nicht zulassig.

(3) Vorbehalte kdnnen jederzeit durch eine an den Generalse-
kretar der Vereinten Nationen gerichtete diesbezlgliche Notifi-
kation zuriickgenommen werden; dieser setzt alle Staaten da-
von in Kenntnis. Die Notifikation wird mit dem Tag ihres
Eingangs beim Generalsekretar wirksam.

Artikel 52

[Kindigung]
Ein Vertragsstaat kann dieses Ubereinkommen durch eine an
den Generalsekretér der Vereinten Nationen gerichtete schrift-
liche Notifikation kiindigen. Die Kiindigung wird ein Jahr nach
Eingang der Notifikation beim Generalsekretar wirksam.

Artikel 53
[Verwahrung]

Der Generalsekretar der Vereinten Nationen wird zum Ver-
wahrer dieses Ubereinkommens bestimmt.

Artikel 54
[Urschrift, verbindlicher Wortlaut]

Die Urschrift dieses Ubereinkommens, dessen arabischer, chi-
nesischer, englischer, franzosischer, russischer und spani-
scher Wortlaut gleichermaBen verbindlich ist, wird beim Gene-
ralsekretar der Vereinten Nationen hinterlegt.

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten, von ihren Re-
gierungen hierzu gehoérig befugten Bevollméchtigten dieses
Ubereinkommen unterschrieben.

(*) Das gesamte Ubereinkommen iiber die Rechte des
Kindes vom =2o0. November 1989 ist noch in der al-
ten Rechtschreibung geschrieben, da ja auch die
Rechte noch zur Zeit der alten Rechtschreibung ver-
fasst wurden.
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Die Rechte der Kinder

»Kinder sollen nicht immer gestort werden !

Na ja, in der Kinderrechtskonvention ist das viel
komplizierter ausgedriickt. Gesetzestexte sind
meistens ziemlich schwierig geschrieben, fast
kein Mensch kann sie gleich verstehen.

Dem Bundesjugendministerium ist es wichtig,
dass Kinder ihre Rechte kennen!

Deshalb hat die Kindernachrichtensendung
logo! die Rechte der Kinder in einfachen, klaren
Satzen erklart.

Jetzt braucht ihr nur noch nachzusehen.

Viel Spaf3 dabei!




	inhalt: 
	zurück: 
	vor: 


